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BASF-Syndikus wechselt zu Luther  

	 Dr. Thomas Hufnagel (43) ist neuer Leiter unseres Büros 

in Singapur. Er war zuvor elf Jahre bei der BASF AG in den 

Bereichen Recht, Personal, Management Consulting und als 

Assistent des Vorstandsvorsitzenden Dr. Hambrecht tätig. 

Aus dieser Zeit bringt er auch reichlich Asienerfahrung mit.

Dr. Thomas Hufnagel tritt als Partner im Bereich Corporate/

Commercial bei Luther ein. Von 1999 bis 2003 leitete er die 

Rechtsabteilung der BASF für Süd- und Südostasien, eben-

falls mit Sitz in Singapur. Schwerpunkte seiner Arbeit waren 

das internationale Vertrags- und Gesellschaftsrecht. Hufnagel 

begleitete zahlreiche M&A- und Joint-Venture-Projekte des 

Chemiekonzerns und beriet zusätzlich in Fragen des Anla-

genbau- und Kartellrechts sowie dem Aufbau von gruppen-

weiten Compliance-Strukturen.

„Mit Thomas Hufnagel haben wir einen ausgewiesenen Ex-

perten gewonnen, der unser Asienteam ganz ausgezeichnet 

verstärken wird“, freut sich Thomas Weidlich, bei Luther ver-

antwortlicher Partner für die Asien-Pazifik-Region und selbst 

lange Jahre Leiter des Luther-Büros in der Finanzmetropole 

Südostasiens. „Neben seinen Aufgaben in Singapur und 

Südostasien wird Dr. Hufnagel auch beim Ausbau unserer  

indischen Beratungspraxis eine wichtige Rolle haben“,  

ergänzt Weidlich.

„Bei Luther haben mich das Umfeld eines internationalen An- 

waltsnetzwerkes und insbesondere die Entwicklungsmöglich- 

keiten der Praxis in Asien begeistert“, sagt Hufnagel. Durch 

den operativen Verbund mit der englischen Kanzlei Pinsent 

Masons hat Luther seit Jahresbeginn insbesondere im chine- 

sischen und indischen Rechtsmarkt eine sehr starke Präsenz.

Büroeröffnung in Istanbul und Ankara

	 Die von Luther initiierte und Anfang 2007 gegründete  

Rechtsanwaltsgesellschaft „Luther Karasek Köksal Consul- 

ting A.S. („LKK“) hat sowohl in Istanbul als auch in Ankara  

dieses Jahr ein Büro eröffnet. In Istanbul hat „LKK“ im  

prominenten Tower „Sun Plaza“ ihr neues Büro bezogen.  

Zur Eröffnungsfeier am 17. April 2007 erschienen rund 250  

geladene Gäste, vornehmlich Vertreter aus der Industrie,  

dem Bankensektor, dem diplomatischen Dienst und den  

Unternehmerverbänden. Auch bei der Eröffnungsfeier des 

Büros in Ankara Anfang Juni 2007 erschienen zahlreiche 

namhafte Gäste.

Im Istanbuler Büro arbeiten derzeit sieben Rechtsanwälte. In 

Ankara arbeiten fünf Kollegen. Sie decken alle wesentlichen 

Bereiche des Wirtschaftsrechts ab. Die Schwerpunkte der 

Beratung liegen in den Bereichen Gesellschaftsrecht, Ar-

beitsrecht, Immobilienrecht, Kapitalmarktrecht, Energierecht 

und der Begleitung von Public-Private-Partnership-Projekten 

im Infrastruktursektor. Die neue Gesellschaft ist gleichzei-

tig Mitglied des PMLG-Netzwerkes. Besonders interessant  

sind die neuen Büros für deutsche und österreichische  

Mandanten, die Investments in der Türkei tätigen oder  

dies planen und in dem eher traditionell strukturierten  

türkischen Markt qualifizierte juristische Beratung suchen,  

die den vertrauten Qualitätsstandards genügt. Unsere  

Mandanten können sich zudem direkt an den von Dr. Ulrich 

F. E. Palm verantworteten „Turkish Desk“ in Köln wenden.

Internationale Transaktionen

	 Der im SDAX notierte Handyzulieferer Balda AG hat sich 

über seine Holdinggesellschaft in Singapur mit 50 % an 

der taiwanesischen TPK Optical Solutions beteiligt, die auf 

die Entwicklung und Fertigung von Touchscreens spezia-

lisiert ist und modernste Produktionsstätten in China hat. 

Balda gelang damit der Einstieg in eine für die IT-Branche 

wichtige Schlüsseltechnologie und verfügt nun über di-

verse Beteiligungen in China, Taiwan, Malaysia und Indien. 

Luther hat Balda bei diesen Transaktionen in Asien be-

gleitet und in gesellschafts- und kapitalmarktrechtlichen  

Fragen beraten.

Beraten von Luther und der malaysischen Kanzlei Zaid Ibra-

him & Co ist die Peter Greven Fett-Chemie GmbH & Co. KG 

in den asiatischen Markt eingestiegen. Zu diesem Zweck 

wurde ein Joint Venture mit IOI Olechemicals Industries Bhd 

gegründet, das seinen Sitz im malaysischen Penang hat und 

an dem die Peter Greven Fett-Chemie GmbH & Co. KG einen 

Anteil von 60 % hält. Gegenstand des Joint Ventures ist die 

Produktion und der Vertrieb von Metallseifen. Ziel ist es, in 

den nächsten Jahren zu einem der führenden Lieferanten in 

Asien aufzusteigen

Aus der Luther-Welt
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Die Karlsruher Cronimet-Gruppe, international führend in der  

Aufbereitung von Rohstoffen für die Edelstahl erzeugende  

Industrie, stärkt durch das Joint Venture mit der in Hongkong  

ansässigen Bright Vision Trading & Developing Co. Ltd. und  

den Erwerb eines Firmengrundstücks in Shanghai seine Ein- 

kaufs- und Absatzposition auf dem chinesischen Stahlmarkt.  

Luther und Pinsent Masons haben Cronimet dabei umfas- 

send begleitet und bei den Vertragsverhandlungen beraten. 

Luther hat zusammen mit Partnerkanzleien in Europa und  

in Asien die an der singapurischen Börse notierte Wilmar  

International Ltd. beim Erwerb des Speiseöl- und Saaten- 

geschäfts der malaysischen Kuok-Gruppe unterstützt. Die  

Transaktion mit einem Volumen von insgesamt 2,7 Mrd.  

USD schafft einen der führenden Agrarkonzerne in Asien.  

Neben einer Due Diligence der deutschen Zielgesellschaf- 

ten hat Luther dabei auch bei kartellrechtlichen Fragen  

in Deutschland und anderen europäischen Ländern beraten. 

Veranstaltungen

	 Im Rahmen eines vom Verband der Deutschen Automobil- 

industrie (VDA) organisierten Indien-Workshops während 

der IAA in Frankfurt am 19. September 2007 hat Luther zum 

Thema „Joint Ventures – Rahmenbedingungen und Alter- 

nativen der rechtlichen Gestaltung“ referiert.

Vom 4. bis 6. Oktober 2007 fand die 11. Asien-Pazifik- 

Konferenz der Deutschen Wirtschaft in Seoul, Südkorea  

statt. Die Veranstaltung http://korea.ahk.de ist das wich- 

tigste Zusammentreffen aller am deutschen Asiengeschäft  

Interessierten und stand in diesem Jahr unter dem Motto 

„Partnerschaft – Innovation – Nachhaltigkeit“. Neben dem 

„Who’s Who“ der deutschen Wirtschaft war Luther bei der  

Konferenz als einer der Sponsoren vertreten und konnte  

sich mit Unternehmensvertretern über aktuelle Erfahrungen 

und Perspektiven in der Region austauschen. 

Anlässlich der Jahreskonferenz der International Bar Asso- 

ciation (IBA) in Singapur, zu der weit über 3.000 Anwälte  

aus allen Ländern kamen, hatte Luther für das PMLG-Netz- 

werk am 16. Oktober 2007 zum Empfang über den Dächern  

der Stadt (19:00 Uhr, Bacchus Boathouse, 3 Fullerton Road,  

gegenüber Fullerton Hotel) geladen. Mehrere hundert  

Kollegen und Mandanten sind der Einladung gefolgt.

Luther wird gemeinsam mit der Londoner Börse und un-

serer englischen Partnerkanzlei Pinsent Masons Frühstücks- 

seminare zum Thema „AIM – Erfolgreiche Alternative zu  

Private Equity und Mezzanin Kapital“ durchführen. Nach der 

erfolgreichen Auftaktveranstaltung am 23. Oktober 2007 in 

Berlin  sind weitere Termine in Berlin und Düsseldorf geplant.  

Im Rahmen dieses Seminars wird das AIM-Segment der  

Londoner Börse vorgestellt und erläutert, wie auch deutsche 

Unternehmen von einem AIM-Listing profitieren können. 

Im Rahmen des 5. Konzerntages des Bundesverbandes  

Mergers & Acquisitions e. V. am 8. November 2007 in  

München hat Luther gemeinsam mit der HypoVereinsbank  

einen Workshop zu „M&A-Transaktionen in Asien“ angeboten. 

Am 14. November 2007 fand eine von der Unternehmer  

Haus AG und Luther organisierte Compliance-Veranstaltung 

in Duisburg statt, bei der sich der Workshop „Compliance  

im Auslandsgeschäft“ speziell an Unternehmen mit internatio- 

nalem Geschäft bzw. internationalen Beteiligungen richtete. 

 

Neue Publikationen

	 Wie wohl kein anderes Land genießt Indien derzeit höchste 

Aufmerksamkeit in der deutschen Wirtschaft. Gerade veröf-

fentlicht wurde unsere neue Mandantenbroschüre „Auslän-

dische Geschäftsaktivitäten in Indien“. Auf 100 Seiten gibt 

die Publikation einen Überblick über wichtige rechtliche und 

steuerliche Fragen bei Investitionen auf dem Subkontinent. 

Die Anfang des Jahres bereits in 2. Auflage erschienene Pub- 

likation „Ausländische Geschäftsaktivitäten in China“ ist  

inzwischen als Neudruck wieder erhältlich und widmet sich 

den Investitionsbedingungen im Reich der Mitte.

Die kürzlich erschienene zweite Auflage des Luther-Hand-

buchs „Doing Business in Germany“ wurde wieder in die  

chinesische Sprache übersetzt. Es führt die wachsende An-

zahl chinesischer Investoren wieder in die wichtigsten recht-

lichen und steuerlichen Fragen ein, die sich bei Investitionen 

in Deutschland stellen.

Unsere Anwälte veröffentlichen zudem regelmäßig in Fach- 

zeitschriften zu aktuellen Themen im internationalen Rechts-

verkehr. Eine Übersicht findet sich auf unserer Homepage  

unter www.luther-lawfirm.com.

Thomas Weidlich

thomas.weidlich@luther-lawfirm.com

Telefon +49 (221) 9937 16280
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Quid custodiet ipsos custodes? Rechtsschutz gegen 

protektionistisches Handeln ausländischer Regulie-

rungs-, Kartellrechts- und Privatisierungsbehörden

	 Wer überwacht die Wächter? Diese Frage haben sich  

schon die alten Römer gestellt. Im internationalen Wirt- 

schaftsverkehr ist sie aktueller denn je. In letzter Zeit häufen 

sich Fälle, in denen Unternehmen bei Privatisierungen oder 

Übernahmen im Ausland durch ausländische Regulierungs-, 

Kartellrechts- und Privatisierungsbehörden benachteiligt wer- 

den. Das hat unterschiedliche Gründe. In einigen Ländern  

sind Bestrebungen zu spüren, „strategische Industrien“ oder 

einzelne „nationale Champions“ vor ausländischen Über-

nahmen zu schützen. Beispielhaft – und durch die Presse 

gegangen – ist der geplante Erwerb des spanischen Ener-

gieversorgers Endesa durch E.ON. In anderen Ländern sind 

es augenscheinliche Vorbehalte gegen ausländische – und 

teilweise insbesondere gegen deutsche Investoren. So hat 

Polen letztes Jahr etwa den bereits unterschriebenen Ver- 

trag mit einer deutschen Industrieholding zur Privatisierung 

zweier Chemiewerke wegen angeblich zu geringen Kauf- 

preises nicht genehmigt. Presseberichten zufolge sind je- 

doch Vorbehalte gegenüber deutschen Unternehmen der  

eigentliche Grund.

Es ist wenig bekannt, dass sich Unternehmen in solchen  

Fällen auf bestehende Investitionsschutzabkommen berufen 

können, um Schadensersatz zu verlangen. Präzedenzfall  

für die Anwendung von Investitionsschutzabkommen auf  

Privatisierungen ist das Verfahren Eureko B.V. vs. Polen.  

Nachdem die niederländische Klägerin bereits 20 % der  

Anteile eines zu privatisierenden polnischen Lebensver-

sicherers erworben hatte, weigerte sich Polen entgegen 

einer vertraglichen Verpflichtung, weitere Anteile an die  

Klägerin zu übertragen. Diese leitete ein Schiedsverfahren  

auf der Grundlage des niederländisch-polnischen Investi- 

tionsschutzabkommens ein und verlangte Schadensersatz. 

Das Schiedsgericht gab der Klage statt. 

Im Verfahren Vivendi Universal S.A. and Compania de Aguas 

de Aconquija S. A. vs. Argentinien hatte das Schiedsgericht  

Handlungen einer staatlichen Regulierungsbehörde zu beurtei- 

len. Die Kläger hatten Anfang der 90er-Jahre eine 30-jährige  

Konzession zur Wasserversorgung in der argentinischen Pro- 

vinz Tucumán erworben. Kurz nach der Übernahme erfolgte  

Preiserhöhungen (die aber in der Konzessionsvereinbarung  

vorgesehen waren) sowie technische Probleme führten  

zu wütenden Verbraucherprotesten und scharfen Reak- 

tionen der staatlichen Regulierungsbehörden, die u. a. eine  

zwangsweise Senkung der Tarife anordneten. Nachdem  

Verhandlungen nicht zu einem Ergebnis führten, kündigte  

die Provinzregierung die Konzession wegen angeblicher  

Vertragsverletzungen der Kläger. Das ICSID-Schiedsge-

richt befand, dass die staatlichen Behörden eine unge-

rechtfertigte Kampagne gegen die Konzession und die 

Kläger angezettelt hatten. Dies sei als Verletzung der Ver-

pflichtung zu fairer und gerechter Behandlung zu beurteilen. 

Darüber hinaus stelle die Kündigung eine Enteignung dar.  

Im Ergebnis verurteilte das Schiedsgericht Argentinien daher 

zur Zahlung von Schadensersatz.

Die Antwort auf die Frage „Wer überwacht die Wächter?“  

ist daher einfach: Sie selbst. Sie müssen nur sicherstellen, 

dass Ihr Vorhaben durch einen Investitionsschutzvertrag  

geschützt ist. Hierbei sind wir Ihnen gerne behilflich.

Schiedsgericht weist Klage von Fraport gegen die 

Philippinen ab

	 Mit Schiedsspruch vom 16. August 2007 wies ein ICSID- 

Schiedsgericht die Klage der Fraport AG Frankfurt Airport 

Services Worldwide („Fraport“) gegen die Republik Philippinen  

(ICSID Case No. ARB/03/25) wegen fehlender Zuständigkeit  

ab. Das Schiedsgericht bestand aus Yves Fortier, Q. C. als  

Vorsitzenden und Dr. Bernardo Cremades sowie Prof. Michael  

Reisman als parteiernannte Schiedsrichter.

Fraport war Minderheitsgesellschafterin der philippinischen 

Gesellschaft PIATCO. Diese war Inhaberin einer Konzession  

zum Bau und Betrieb eines neuen Flughafenterminals auf 

dem Flughafen in Manila. Kurz vor Fertigstellung hatten die 

Philippinen die Konzession sowie sämtliche mit PIATCO  

geschlossenen Verträge aus verschiedenen Gründen für  

nichtig erklärt. Fraport hatte das Verfahren im September 

Außenwirtschafts- und 
Investitionsschutzrecht
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2003 eingeleitet, nachdem Verhandlungen über eine Entschä- 

digung für Fraports Investitionen in Höhe von ca. 300 Mio. 

USD ergebnislos verlaufen waren. 

Grund für die Abweisung der Klage war, dass der deutsch-

philippinische Investitionsschutzvertrag bestimmt, dass nur 

Vermögenswerte „accepted in accordance with the respec-

tive laws and regulations of either Contracting State“ (so der 

englische Text) als geschützte Investitionen gelten. Die Phi-

lippinen hatten argumentiert, dass Fraports Beteiligung an 

PIATCO gegen philippinisches Recht verstoße, weil Fraport 

direkt und indirekt 61 % der Anteile an PIATCO halte. Die-

ser Einfluss sei teilweise durch gegenüber der philippinischen  

Regierung lange geheimgehaltene Kontrollabkommen zustan- 

degekommen. Zulässig seien aber nur max. 40 %. Fraport 

habe dies zwar gewusst, den erhöhten Einfluss aber für  

notwendig gehalten, um die notwendige Kontrolle über  

seine erheblichen Investitionen zu gewinnen. Fraports In- 

vestitionen seien daher nicht in „accordance with law“ erfolgt, 

das Schiedsgericht somit nicht zuständig.

Das Schiedsgericht akzeptierte diese Argumentation. Die  

Entscheidung kam aber nur mit der Mehrheit der Stimmen 

zustande. Schiedsrichter Cremades schloss sich der Mehr-

heitsentscheidung nicht an und veröffentlichte eine ein-

drucksvolle „dissenting opinion“. 

Die Argumentation des Schiedsgerichts ist sehr weit rei- 

chend und wird sicherlich in einem Aufhebungsverfahren  

überprüft werden. Bisher zu dem Thema „in accordance  

with law“ ergangene Schiedssprüche, z. B. Inceysa Vallisole-

tana vs. El Salvador oder Kardassopolous vs. Georgien geben 

noch kein einheitliches Bild, wie sich die Rechtsprechung  

zukünftig entwickelt. Unabhängig davon sollten Unternehmen 

bei Neuinvestitionen im Ausland stets sorgfältig prüfen, ob  

evtl. rechtliche Risiken den möglichen Verlust des Rechts- 

schutzes unter einem Investitionsschutzabkommen wert sind. 

Schutz von Auslandsanlagen von Fondsgesellschaften

	 Durch Investitionsschutzabkommen sind nicht nur klassi- 

sche „Direktinvestitionen“ wie z. B. Tochtergesellschaften 

oder Konzessionen geschützt. Die modernen deutschen 

Investitionsschutzabkommen schützen vielmehr alle Arten 

von Vermögenswerten im Ausland, einschließlich Aktien, Ge-

sellschaftsanteilen und vergleichbaren Einflussmöglichkeiten 

auf Unternehmen. Es ist dabei nicht erforderlich, einen be- 

herrschenden Einfluss zu haben oder sogar Mehrheitsge-

sellschafter zu sein. Der Anteilsbesitz an sich wird geschützt, 

so dass sich auch Minderheitsgesellschafter auf ein Investi-

tionsschutzabkommen berufen und ggf. in einem Schieds-

verfahren Schadensersatz verlangen können.

Investitionsschutzabkommen sind daher grundsätzlich auch 

für Fondsgesellschaften relevant. Exemplarisch zeigt sich das 

an der Insolvenz des russischen Ölunternehmens YUKOS. 

Zahlreiche Investmentfonds aus dem In- und Ausland hatten 

Anteile an YUKOS erworben, die durch die Insolvenz wert-

los wurden. Neben den Hauptgesellschaftern der Menatep-

Gruppe haben inzwischen auch mehrere spanische Fonds-

gesellschaften Schiedsklage gegen Russland erhoben und 

verlangen Schadensersatz. 

Angesichts des effektiven Rechtsschutzes, den Investitions-

schutzabkommen bieten, dürften Fondsgesellschaften ver-

pflichtet sein, in jedem Einzelfall zu prüfen, ob bei politisch 

motivierten Eingriffen in ausländische Anteile Schadenser-

satzansprüche bestehen. Diese bestehen nicht nur bei ent- 

eignungsgleichen Eingriffen (so möglicherweise im YUKOS- 

Fall), sondern auch bei widersprüchlichem staatlichen  

Handeln, wie z. B. der unerwarteten und plötzlichen Än- 

derung der Gesetzgebung oder Verwaltungspraxis. Die in- 

zwischen umfangreiche Rechtsprechung internationaler  

Schiedsgerichte hat inzwischen klare Maßstäbe aufge-

stellt, anhand derer Einzelfälle überprüft und beurteilt wer- 

den können. Unterlässt eine Gesellschaft die Prüfung und 

Geltendmachung solcher Ansprüche, könnte das Scha-

densersatzansprüche gegen die Gesellschaft sowie deren 

Geschäftsführung begründen.

Dr. Richard Happ

richard.happ@luther-lawfirm.com

Telefon +49 (40) 18067 12766
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China

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für ausländische Inves-

toren unterliegen in China einem ständigen Wandel. Insbe-

sondere seit dem Beitritt zur WTO führt das Land umfassende  

Reformen durch, erlässt neue Gesetze und liberalisiert damit  

schrittweise den bis dahin für ausländische Investoren in 

vielen Bereichen verschlossenen Markt. Der Fleiß des chine-

sischen Gesetzgebers kennt kaum Grenzen und weitere Ge-

setze folgen in kurzen Abständen. Jede Gesetzesänderung 

und jedes neue Gesetz bringt neue Herausforderungen mit 

sich. Regelmäßig müssen Investitionen überdacht und neue 

Strategien entwickelt werden, um den Änderungen Rechnung  

zu tragen. Dieser Beitrag zeigt einige der neuesten Ent-

wicklungen sowie deren Auswirkungen auf die Geschäfts-

aktivitäten ausländischer Unternehmen in China auf. Nicht 

dargestellt werden hier das neue Antimonopolgesetz und 

die neuen Verwaltungsvorschriften zum Rückruf von Spiel-

zeug und Lebensmitteln, denen jeweils ein eigener Beitrag in  

dieser Ausgabe gewidmet ist.

Unternehmensteuerreform

Lange schon stand die unterschiedliche Besteuerung von  

chinesischen und ausländisch investierten Unternehmen 

in der Kritik. Während für letztere der Steuersatz in der  

Praxis lediglich 15 % oder 24 % betrug, wurden chine- 

sische Unternehmen mit einem Regelsteuersatz von 33 % 

besteuert. Im Frühjahr dieses Jahres verabschiedete der  

Nationale Volkskongress ein neues Körperschaftsteuerge-

setz, das zum 1. Januar 2008 in Kraft treten wird. 

Einheitliche Steuersätze

 	 Die wichtigste Neuerung ist hierbei die Einführung eines 

einheitlichen Steuersatzes von 25 % sowohl für ausländische 

als auch inländische Unternehmen. Die bisher bestehenden 

Steuervergünstigungen im Bereich der Landwirtschaft und 

bei Infrastrukturinvestitionen wurden beibehalten, andere  

wurden zugunsten von Unternehmen, die beispielsweise auf 

Neuere Entwicklungen 
im chinesischen Recht – 
Auswirkungen in der Praxis

den Gebieten des Umweltschutzes und der Energie- und  

Wassereinsparung investieren, ausgeweitet. Darüber hinaus 

werden Hightech-Unternehmen stets in den Genuss eines  

ermäßigten Steuersatzes von 15 % kommen, unabhängig  

von ihrem Standort. Bisher wurde Hightech-Unternehmen 

die niedrige Besteuerung nur dann gewährt, wenn sie sich 

in so genannten Hightech-Parks ansiedelten. Die Qualifikati-

on als Hightech-Unternehmen wird in Zukunft daher ein ent-

scheidendes Kriterium bei neuen Investitionen in China sein. 

Der anwendbare Steuersatz wird für bereits bestehende Un-

ternehmen innerhalb einer Übergangsfrist von fünf Jahren 

schrittweise angehoben. So erhöht sich beispielsweise der 

Steuersatz eines Unternehmens, das bisher einer Besteue-

rung von 15 % unterlag, jährlich um 2 %, so dass am Ende 

der fünfjährigen Übergangsphase der neue Steuersatz von 

25 % erreicht wird.

2 + 3-Regelung

	 Bereits gewährte, besondere Steuervergünstigungen, wie 

die sogenannte 2 + 3-Regelung, wonach die ersten zwei  

Jahre nach dem Geschäftsjahr, in dem das Unternehmen  

erstmals Gewinn erzielt, steuerbefreit sind und die Steuerlast  

in den folgenden drei Jahren halbiert wird, bleiben grund- 

sätzlich bestehen, d. h. die fünf Jahre können noch voll aus- 

geschöpft werden. Eine kleine Einschränkung gibt es jedoch: 

für Gesellschaften, deren 5-Jahreszeitraum nach der alten  

Regelung mangels Gewinnerzielung bisher noch nicht be- 

gonnen hat, wird der Beginn auf den 1. Januar 2008, dem  

Tag des Inkrafttretens des neuen Gesetzes, festgelegt.

Begründung der Steuerpflicht

	 Eine weitere Neuerung findet sich bei der Bestimmung  

der unbeschränkten Steuerpflicht in China. Während bisher  

nur solche Gesellschaften der chinesischen Besteuerung  

unbeschränkt unterlagen, die in China gegründet wurden,  

führt das neue Gesetz zusätzlich die unbeschränkte Be- 

steuerung auch solcher Unternehmen ein, deren Unterneh- 
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mensführung und effektive Kontrolle in China erfolgen.  

Auch dies ist eine wichtige Änderung der bisherigen  

Rechtslage. In Zukunft müssen Unternehmen daher genau  

auf die interne Ausgestaltung ihrer Unternehmensführung 

und Kontrollausübung achten, um eine eventuell nicht ge-

wünschte unbeschränkte Steuerpflicht in China zu vermeiden. 

Fazit

	 Durch die Steuerreform erhöht sich für viele Unternehmen 

die Steuerlast spürbar, und diese Mehrkosten wirken sich 

auf das gesamte Geschäft aus. Sowohl Investitionspläne als 

auch bereits laufende Projekte müssen gegebenenfalls an-

gepasst werden.

Auftragsfertigung

Der Bereich der Auftragsfertigung hat in den letzten Monaten 

sehr einschneidende Änderungen erfahren. Bislang kam die 

Mehrzahl der für den Export produzierenden Unternehmen in 

den Genuss großzügiger Zoll- und Steuererleichterungen. 

Rohmaterialien, die für die Fertigung von Exportprodukten 

benötigt wurden, unterlagen keinen oder geringen Import- 

zöllen oder -steuern. Im September letzten Jahres hat China 

diese Vorteile stark eingeschränkt. Viele Rohmaterialien, deren 

Import bislang für viele Unternehmen zoll- und steuerrechtlich 

so gut wie kostenfrei war, können seitdem nur noch regulär 

importiert und müssen daher verzollt und versteuert werden. 

Betroffen sind vor allem energie- oder schadstoffreiche Pro-

duktionen, die nur einen geringen Mehrwert schaffen und  

Chinas langfristigen strategischen Zielen widersprechen. 

Durch den Wegfall der Importbefreiungen steigen die Pro-

duktionskosten in einzelnen Industrien beträchtlich, was sich 

beispielsweise im Chemiesektor letztlich auch auf die Wett-

bewerbsfähigkeit einer Fertigung in China auswirken wird.

Arbeitsrecht

Ende Juni wurde das neue Arbeitsvertragsgesetz verab-

schiedet, das zum 1. Januar 2008 in Kraft treten wird. Dieses  

konkretisiert und ergänzt die rechtlichen Anforderungen bei 

Arbeitsverträgen und hat damit weit reichende Auswirkungen 

auf die vertragliche Gestaltung und die allgemeinen Bezie-

hungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Aufklärungspflicht und Fragerecht des Arbeitgebers 

	 Nach dem neuen Gesetz muss der Arbeitgeber den 

Arbeitnehmer vor Abschluss des Arbeitsvertrages unter 

anderem über die Arbeitsbedingungen, das Entgelt sowie 

berufliche Gefahren aufklären, während ihm im Gegenzug 

Fragerechte beispielsweise zum Alter, zur körperlichen Kon-

dition und zu Berufserfahrungen eingeräumt werden. Ob  

der Arbeitnehmer wie im deutschen Recht unzulässige Fra-

gen unwahrheitsgemäß beantworten darf, bleibt abzuwarten.

Schriftform des Arbeitsvertrages 

	 Der weit verbreiteten Praxis, keinen schriftlichen Arbeits-

vertrag zu schließen, schiebt das neue Arbeitsvertragsgesetz 

nun einen Riegel vor. Ein fehlender schriftlicher Arbeitsvertrag 

kann nun dazu führen, dass der Arbeitgeber im ersten Jahr 

nach der Arbeitsaufnahme ein doppelt so hohes Monatsge-

halt an den Arbeitnehmer zahlen muss oder ein eigentlich als 

befristete Beschäftigung eingegangenes Arbeitsverhältnis 

für die weitere Laufzeit als unbefristet gilt, was mit Blick auf 

die restriktiven Kündigungsmöglichkeiten eine gravierende  

Sanktion darstellt. 

Probezeit

	 Nach dem neuen Arbeitsvertragsgesetz darf eine Probe-

zeit nur dann vereinbart werden, wenn das Arbeitsverhältnis 

für mindestens drei Monate eingegangen wird. Je länger 

das Arbeitsverhältnis andauern soll, desto länger darf die 

vereinbarte Probezeit sein. Bei einem Arbeitsverhältnis, das 

zwischen drei Monaten und einem Jahr beträgt, kann daher  

eine Probezeit von maximal einem Monat vereinbart werden. 

Bei einem Arbeitsverhältnis von bis zu drei Jahren Dauer 

verlängert sich die zulässige Probezeit auf insgesamt zwei 

Monate. Die maximale Dauer jeder Probezeit liegt bei sechs 

Monaten und findet Anwendung bei allen Arbeitsverhältnis-

sen, die für länger als drei Jahre oder auf unbestimmte Zeit 

eingegangen werden.

Befristung

	 Auch die Möglichkeit einer wiederholten Befristung von 

Arbeitsverträgen wurde eingeschränkt. Bislang konnte ein 

Arbeitgeber ein befristetes Arbeitsverhältnis immer wieder  

verlängern und musste den Arbeitnehmer nur dann in ein  

unbefristetes Arbeitsverhältnis übernehmen, wenn dieser  

für einen Zeitraum von zehn Jahren ununterbrochen im  

Unternehmen tätig war. Diese Kettenarbeitsverträge sind  

nun nicht mehr zulässig. Der Arbeitnehmer kann ab dem  

1. Januar 2008, also ab Inkrafttreten des Arbeitsvertrags- 

gesetzes, mit demselben Arbeitnehmer hintereinander maxi-

mal zwei befristete Verträge abschließen und muss danach, 

sofern kein verhaltensbedingter oder personenbedingter 
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Grund für eine arbeitgeberseitige Kündigung vorliegt, ein  

unbefristetes Arbeitsverhältnis mit ihm eingehen.

Vertragsstrafe und Wettbewerbsverbot 

	 Eine Vertragsstrafe gegenüber Arbeitnehmern darf lediglich 

in zwei Fällen verhängt werden: zum einen bei vorzeitigem 

Ausscheiden des Arbeitnehmers nach einer vom Arbeitgeber  

finanzierten Weiterbildung und der Vereinbarung einer be-

stimmten „Verweildauer“ des Arbeitnehmers und zum anderen  

bei Verstoß gegen die Geheimhaltungspflicht und gegen ein  

Wettbewerbsverbot. Das nachvertragliche Wettbewerbsver- 

bot muss nach Gegenstand, Ort und Zeit beschränkt sein  

und darf für maximal zwei Jahre gelten. Eine gesetzliche  

Mindesthöhe der Karenzentschädigung ist nicht vorgesehen.  

Arbeitsverhältnis bei Betriebsübergang

	 Neu geregelt sind die Rechtsfolgen eines Betriebsüber- 

gangs. Grundsätzlich werden nun sämtliche Arbeitsverhältnisse  

nach der Verschmelzung oder der Spaltung eines Unter- 

nehmens auf das fortbestehende Unternehmen übertragen. 

Falls der betroffene Arbeitnehmer einverstanden ist, kann jedoch 

in der Praxis auch der alte Vertrag mit dem bisherigen Arbeitge-

ber aufgehoben werden, so dass der neue Arbeitgeber direkt  

einen Vertrag mit dem Arbeitnehmer schließt.

Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Abfindung

 	 Die Kündigungsfrist beträgt grundsätzlich 30 Tage  

(während der Probezeit: drei Tage). Betrieblich bedingte Kün-

digungen in größerem Umfang sind nur in bestimmten, eng  

definierten Fällen (wie z. B. bei erheblichen Schwierigkeiten  

bei Produktion und Betrieb oder anderen weit reichenden 

Veränderungen der dem Arbeitsvertrag zugrunde liegenden 

wirtschaftlichen Umstände) möglich, wobei Arbeitnehmer, 

die entweder über einen unbefristeten Vertrag oder einen 

befristeten Vertrag mit langer Laufzeit verfügen oder welche 

die alleinigen Ernährer ihrer Familie sind, vorrangig im Un-

ternehmen gehalten und nicht gekündigt werden sollen.  

Zu beachten sind des Weiteren Kündigungsverbote. So  

genießen unter anderem Arbeitnehmer, die seit mehr als  

15 Jahren ununterbrochen bei demselben Arbeitgeber  

beschäftigt sind und in weniger als fünf Jahren in den ge-

setzlichen Ruhestand eintreten werden, einen besonderen 

Kündigungsschutz. Bei jeder Entlassung ist in der Regel  

eine Abfindung zu zahlen, und zwar auch bei der Beendigung 

von befristeten Arbeitsverträgen. 

Mitwirkungsrecht der Gewerkschaft und 

der Belegschaft

	 Das Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaft und der 

Belegschaft ist durch das Arbeitsvertragsgesetz gestärkt  

worden. Bei der Festlegung von Regelungen und bei we-

sentlichen Entscheidungen, welche die Interessen der Arbeit- 

nehmer unmittelbar betreffen, müssen diese nun in den 

Entscheidungsprozess eingebunden werden. Darüber hin-

aus muss die Betriebsgewerkschaft über jede Kündigung  

vor Ausspruch der Kündigung unterrichtet werden.

Fazit

	 Zukünftig müssen daher bei Arbeitsverhältnissen in China 

insgesamt höhere Anforderungen beachtet werden. Dies  

gilt von der Einstellung (Aufklärungspflichten, schriftlicher 

Arbeitsvertrag) über die konkrete Gestaltung des Arbeitsver-

hältnisses (Probezeit, Wettbewerbsverbot und Vertragsstrafe) 

bis hin zur Beendigung (Unterrichtung der Betriebsgewerk-

schaft, Abfindung).

Umweltschutz

Nachdem in China der Schutz von Umwelt und Ressourcen  

lange Zeit keine große Rolle spielte, rückt diese Thematik  

zunehmend in das öffentliche Interesse, nicht zuletzt durch 

spektakuläre Fälle von Umweltverschmutzung, wie z. B. im  

Jahr 2005, als ein großes staatliches Chemieunternehmen im  

Nordosten Giftstoffe in einen Fluss einleitete, welcher der  

umliegenden Bevölkerung als Trinkwasserreservoir diente.

 

Bereits seit Ende 2003 werden bei jedem Bauprojekt die  

Auswirkungen auf die Umwelt im Rahmen des so genannten  

Environmental Impact Assessment untersucht. Nur wenn  

diese Untersuchung bestätigt, dass das geplante Vorhaben 

keine negativen Folgen auf die Umwelt hat, erhält das  

Unternehmen eine Betriebserlaubnis. China erlässt in sei- 

nem neuen Bestreben, mögliche Einflüsse auf die Umwelt  

zu minimieren, ständig neue Vorschriften und verschärft da-

mit die Anforderungen an Unternehmen. Seit einigen Mona-

ten werden Umweltprüfungen im Rahmen der behördlichen 

Genehmigungsverfahren landesweit strenger gehandhabt 

und Investitionsvorhaben, die vorher problemlos genehmigt 

wurden, stehen nun vor Schwierigkeiten. Zum 1. Mai 2008 

werden neue Richtlinien in Kraft treten. Diese Measures for 

the Disclosure of Environmental Information (for Trial Imple-

mentation) werden zwar – getreu ihrer offiziellen Bezeichnung 

– zunächst nur versuchsweise umgesetzt, d. h. China bedient 



8 | 9Newsletter, 4. Quartal 2007

sich hier im Geltungsrang weit unter einem Gesetz liegenden 

Richtlinien, um zu prüfen, inwieweit sich die Bestimmungen 

in der Praxis bewähren und am besten durchgesetzt wer-

den können. Sobald erste Erfahrungen vorliegen, werden 

die Richtlinien voraussichtlich angepasst und erhalten einen 

höheren Geltungs- und damit verbunden einen höheren Ver-

bindlichkeitsrang. 

Nach diesen neuen Measures for the Disclosure of Environ- 

mental Information sollen die staatlichen Behörden umwelt-

relevante Daten und Informationen veröffentlichen und der 

Bevölkerung und anderen Interessierten, wie z. B. Umwelt-

organisationen zur Verfügung stellen. Hierzu gehören be- 

hördliche und offizielle Informationen wie z. B. relevante  

Vorschriften, Umweltschutzpläne, Umweltdaten, Statistiken  

etc., aber auch eine Auflistung von Vorfällen, denen die  

Behörde aufgrund von Beschwerden oder Hinweisen nach-

gegangen ist sowie der derzeitige Stand bzw. der Ausgang 

der jeweiligen Untersuchungen. Unternehmen sollen der  

zuständigen Behörde in stärkerem Maße Hauptschadstoffe, 

Entsorgungsmethoden, Schutzmaßnahmen und Notfallpläne  

offenlegen. Besonders gravierend für Unternehmen wird eine 

Veröffentlichung als „Umweltsünder“ sein: Vorgesehen ist 

dies für Unternehmen, deren Giftstoffausstöße und sonstige 

Verschmutzungen über den zulässigen Werten liegen, bei 

denen bereits gravierende umweltschädliche Vorfälle statt-

gefunden haben oder die sich weigern, umweltrelevante  

Entscheidungen, welche die Umweltbehörden ihnen gegen-

über als Strafmaßnahmen wegen Verstößen getroffen haben, 

umzusetzen. 

Es ist davon auszugehen, dass Umweltsünden in China in  

Zukunft deutlich strenger geahndet werden. Der Imagescha-

den aus solchen Vorfällen ist meistens groß, nicht zuletzt, weil 

Umweltorganisationen diese Informationen veröffentlichen 

werden. Auch vor diesem Hintergrund werden Unternehmen 

in China zukünftig verstärkt darauf achten müssen, die rele-

vanten umweltschutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten. 

 

Fazit

China öffnet sich und stellt dabei zunehmend höhere  

Anforderungen an ausländische Investoren. Viele lange Jahre  

gut funktionierende Geschäftsmodelle sind durch die Ab- 

schaffung von Steueranreizen oder die Verschärfung von  

Auflagen überholt. Die rechtlichen und steuerlichen Rah-

menbedingungen in China müssen daher ständig im Auge 

behalten werden, um rechtzeitig und angemessen auf  

Änderungen reagieren zu können und so den Erfolg jeder  

Investition zu sichern.
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Das neue Antimonopolgesetz Chinas
1993, das Preisgesetz aus dem Jahr 1997 sowie die  

Provisions on Mergers and Acquisitions of Domestic Enter-

prises by Foreign Investors aus den Jahren 2003 und 2006.

Das neue Gesetz orientiert sich in erster Linie an den Er-

fahrungen der USA und Europas. Unzulässig sind danach  

wettbewerbsausschließende oder -beschränkende Verein- 

barungen (Monopolvereinbarungen), der Missbrauch einer  

marktbeherrschenden Stellung sowie der Missbrauch der 

Verwaltungsbefugnisse durch Behörden im Hinblick auf die  

Am 30. August 2007 hat der Ständige Ausschuss des  

Volkskongresses das Antimonopolgesetz Chinas verabschie- 

det, das am 1. August 2008 in Kraft treten wird. China hat  

schon seit vielen Jahren ein Antimonopolgesetz geplant.  

Erste Arbeiten an einem Antimonopolgesetz begannen be- 

reits 1987 und erste Entwürfe lagen seit 1994 vor. Vor der  

Verabschiedung des Antimonopolgesetzes existierten in  

China bereits einige kartellrechtliche Regelungen in Bezug  

auf Preisabsprachen und die Fusionskontrolle, z. B. das  

Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb aus dem Jahr  
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de oder die Preisbehörde, je nachdem, in wessen Zuständig-

keitsbereich die Handlung fällt. Im Übrigen ist auch fraglich, 

inwieweit eine effektive Kontrolle der verwaltungsbedingten 

Monopole möglich sein wird.

Nach dem Wortlaut des neuen Gesetzes zielt es in erster Linie 

auf die Vorbeugung gegen bzw. Untersagung von Monopol- 

verhalten, den Schutz des fairen Wettbewerbs im Markt,  

die Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz, den Schutz  

der Verbraucherinteressen und des gesamtgesellschaftlichen 

Nutzens und die Förderung einer gesunden Entwicklung der 

sozialistischen Marktwirtschaft ab. Die neue Gesetzgebung 

findet jedoch nicht nur Beifall. Westliche Kritiker sehen das 

neue Antimonopolgesetz als ein Instrument, mit dem China 

trotz fortschreitender Öffnung der Märkte den Einfluss aus- 

ländischer Investoren begrenzen oder mindestens lenken 

könnte. Inwieweit diese Befürchtungen berechtigt sind,  

bleibt abzuwarten. Fest steht jedoch, dass ausländische  

Investoren ab Inkrafttreten des Gesetzes ein besonderes  

Augenmerk darauf legen müssen, ob ihre Transaktionen dem  

Anwendungsbereich der neuen Bestimmungen unterfallen,  

was im schlimmsten Fall dazu führen kann, dass eine  

geplante Investition nicht durchgeführt werden kann oder 

bei Zuwiderhandeln mit erheblichen Sanktionen gerechnet  

werden muss.
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Beschränkung des freien Wettbewerbs. Außerdem finden  

sich auch Regelungen zur Fusionskontrolle, wobei das neue  

Gesetz selbst keine konkreten Schwellenwerte enthält, bei  

deren Überschreitung eine Unternehmenskonzentration bei dem  

Antimonopolvollzugsorgan des Staatsrates anzumelden ist.  

Vielmehr wird der Staatsrat durch das Gesetz ermächtigt, die  

Schwellenwerte per Erlass festzulegen und anzupassen. 

Fusionen und Übernahmen von chinesischen Unternehmen  

unter Beteiligung von ausländischen Investoren, die sich auf  

die Interessen der nationalen Sicherheit Chinas auswirken  

können, sind neben der Konzentrationskontrolle noch bei den  

zuständigen Behörden anzumelden und unterliegen einer  

sog. Nationalsicherheitsprüfung, die auch im Ausland (z. B.  

in den USA) nicht unüblich ist. Die Unternehmen können in  

bestimmten Situationen vom allgemeinen Kartellverbot befreit  

werden. Darüber hinaus ist das chinesische Antimonopol- 

gesetz auch auf Handlungen im Ausland anwendbar, falls  

das Monopolverhalten im Ausland sich wettbewerbsbe- 

schränkend im Inland auswirkt. Die Sanktionen gegen Mono- 

polverhalten sind erheblich und können zur Beschlagnahme  

der illegal erzielten Einkünfte sowie zu einer Geldbuße in Höhe 

von 1 % – 10 % des Umsatzes des letzten Jahres führen.

Ein Angelpunkt der chinesischen Antimonopolgesetzgebung 

ist die Diskussion über die Gründung eines einheitlichen  

hochrangigen Vollzugsorgans. Gemäß dem neuen Gesetz  

errichtet der Staatsrat eine Antimonopolkommission, die für  

die Organisation, Koordination und Lenkung der Antimono- 

polarbeiten verantwortlich ist. Allerdings ist diese Kom- 

mission nach dem Wortlaut des neuen Gesetzes kein  

einheitliches Antimonopolvollzugsorgan wie das Bundes- 

kartellamt in Deutschland. Eine solche Regelung konnte 

sich im Gesetzgebungsverfahren trotz Zustimmung vieler 

Wissenschaftler nicht durchsetzen. Vollzugsorgan ist danach 

entweder das Handelsministerium, die Staatsgewerbebehör-

Produkthaftung und Rückruf von 
Waren in China
Es ist nicht alles Gold, was glänzt. Diese Weisheit hat sich 

in letzter Zeit insbesondere für den US-amerikanischen 

Spielzeugwarenhersteller Mattel bewahrheitet. Der Konzern  

musste zum dritten Mal innerhalb von nur fünf Wochen mehr 

als 20 Mio. schadstoffbelastete Spielzeugteile zurückrufen. 

Die größte Rückrufaktion der Firmengeschichte wurde verur-
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sacht durch Spielwaren „made in China“, die mit bleihaltiger 

Farbe lackiert waren und bei Verschlucken Gehirnschäden 

verursachen können. Auch wenn bisher keine Verletzungen 

gemeldet wurden, ist der Imageschaden für Mattel aufgrund 

des großen Interesses der Öffentlichkeit beträchtlich. Jeder 

Rückruf steigert außerdem den wirtschaftlichen Druck auf die  

chinesischen Lieferanten. Der Geschäftsführer eines der Zu- 

lieferer von Mattel hat mutmaßlich deswegen bereits Selbst- 

mord begangen. Auch andere Unternehmen wie Hasbro  

und Toys`R`Us mussten vor kurzem Spielwaren wegen ge-

sundheitsgefährdender Mängel zurückrufen und fürchten nun 

um ihr Weihnachtsgeschäft, mit dem die Spielwarenkonzerne 

traditionell etwa zwei Drittel ihres Umsatzes machen. In China 

werden über drei Viertel aller Spielwaren weltweit hergestellt.

Die jüngsten Vorfälle reihen sich ein in eine ganze Serie  

von Berichten über Lebensmittel und andere Konsumgüter, 

die in China gefertigt wurden und erhebliche Sicherheitsmän-

gel und Gesundheitsrisiken aufweisen. Die aktuellen Rückru-

faktionen verstärken die schon länger geäußerten Zweifel an 

der Sicherheit von Billigwaren aus China. 

Wohl nicht zuletzt aufgrund der umfangreichen Berichter- 

stattung im Ausland und drohenden Einfuhrbeschränkungen  

hat Chinas nationale Produktsicherheitsbehörde (General  

Administration of Quality Supervision, Inspection and Quaran- 

tine) am 27. August 2007 neue Verwaltungsvorschriften  

erlassen. Ein Produktrückrufsystem bestand mit Ausnahme  

des Automobilsektors bis dahin lediglich in einzelnen  

Regionen wie Shanghai, jedoch nicht auf nationaler Ebene.  

Die neuen Verwaltungsvorschriften verpflichten Hersteller von  

Spielzeug und Lebensmittelprodukten in China, unsichere 

Produkte zurückzurufen sowie bereits vorbeugend ein Rück-

rufsystem für ihre Waren einzurichten. Weiterhin werden die 

lokalen Behörden ermächtigt, bei Auftreten unsicherer Pro-

dukte selbst einzugreifen und die jeweiligen Waren aus dem 

Verkehr zu ziehen. 

Im Einzelnen muss ein Hersteller, der einen sicherheitsge- 

fährdenden Mangel bei seinem Produkt erkennt, die folgen- 

den Maßnahmen ergreifen: Zunächst sind Produktion und  

Vertrieb des betroffenen Produktes unverzüglich einzustel-

len. Der Hersteller muss sein Vertriebsnetz informieren sowie 

entsprechende Verbraucherinformationen herausgeben und 

das Produkt zurückrufen. Der Hersteller muss weiterhin der 

Produktsicherheitsbehörde einen umfassenden Rückrufplan 

vorlegen, der die für den Rückruf wesentlichen Daten wie 

Umfang, geografisches Gebiet, Rückrufmaßnahmen (Aus-

tausch, Reparatur etc.) darlegt. Innerhalb von 15 Tagen nach 

Abschluss der Rückrufaktion ist der Hersteller verpflichtet,  

die ergriffenen Maßnahmen in einem Bericht gegenüber der 

Produktsicherheitsbehörde zusammenzufassen.

Inwieweit die neuen Vorschriften tatsächlich ein geänder- 

tes Sicherheits- und Qualitätsbewusstsein bei chinesischen 

Herstellern bewirken werden, wird sich erst bei der Umset- 

zung dieser Vorschriften durch die chinesischen Behörden  

erweisen. Die angedrohten Bußgelder von maximal RMB  

30.000 (entsprechend ca. 3.000 Euro) lassen hier allerdings 

noch Nachholbedarf erwarten. Neben diesem Bußgeld dro-

hen dem Hersteller allerdings auch zivil-, straf- und verwal-

tungsrechtliche Konsequenzen. Insbesondere kann ihm die 

Geschäftslizenz (Business Licence) entzogen werden, ohne 

die eine Gesellschaft in China nicht agieren darf. 

Die neuen chinesischen Vorschriften sind bewusst dem  

Europäischen Produktsicherheitsrecht nachgebildet und durch- 

aus Ausdruck eines veränderten Herangehens der chine-

sischen Behörden. Ob sie aber, wenn sie damals bereits in 

Kraft getreten wären, verhindert hätten, dass die gesundheits- 

gefährdenden Spielwaren von Mattel und Co. nach Europa 

und die USA geliefert worden wären, ist zu bezweifeln, da  

viele Spielwaren in China gezielt für den Export produziert 

werden. Zu erwarten ist, dass in naher Zukunft ein Gesetz 

verabschiedet wird, das detaillierte Regeln zum Produkt-

rückruf enthält und sich auch auf andere Waren als Spiel-

zeug und Lebensmittel erstrecken wird. Es bleibt abzu-

warten, ob dieses Gesetz den Export von gefährlichen 

Produkten effektiv unterbinden kann, so dass Verbraucher  

im Ausland erst gar nicht in Kontakt hiermit kommen. 

Deutsche Firmen, die in China produzieren oder ihre Pro-

dukte dort vertreiben, sind in jedem Fall gut beraten, sich 

hierauf rechtzeitig einzustellen und erforderlichenfalls ihre  

Zulieferer oder Auftragsproduzenten in China noch rigider  

zu kontrollieren.
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Das neue Unternehmenskonkurs-
gesetz Chinas (Teil 2)
Während sich der erste Teil (1 – 4) dieses Beitrages in der 

letzten Ausgabe mit dem Anwendungsbereich des neuen 

Unternehmenskonkursgesetzes, den möglichen Antrags-

gründen für die Eröffnung des Konkursverfahrens, der Haf-

tung des ausländischen Vermögens des Schuldners sowie 

mit dem Konkursverwaltersystem beschäftigte, werden im 

Folgenden weitere wichtige Aspekte des am 1. Juni 2007  

in Kraft getretenen Gesetzes dargestellt.

Sanierungsverfahren

	 Im Unterschied zum KonkursG 1986 hat der chinesi- 

sche Gesetzgeber nunmehr das Sanierungsverfahren neben  

einem Konkursliquidations- und Gütevereinbarungsverfahren  

vorgesehen. Falls der Schuldner in eine Konkurssituation  

geraten ist oder ersichtlich die Möglichkeit eines Verlustes  

der Zahlungsfähigkeit des Schuldners besteht, können  

sowohl der Schuldner als auch die Gläubiger eine Sanierung  

des Schuldners bei Gericht beantragen. Falls die Gläubiger  

den Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens gestellt  

haben, können der Schuldner oder die Gesellschafter, die 

(zusammen) mindestens 10 % des registrierten Kapitals  

des Schuldners halten, innerhalb des Zeitraumes von der  

gerichtlichen Annahme des Konkursantrages bis zur Kon- 

kursbekanntmachung einen Antrag auf Sanierung bei  

Gericht stellen. 

Der Schuldner kann beim Gericht beantragen, während der 

Sanierungsperiode, die zeitlich auf sechs Monate ab der 

gerichtlichen Entscheidung für die Sanierung (eine Verlän-

gerung von weiteren drei Monaten kann unter Umständen 

vom zuständigen Gericht genehmigt werden) beschränkt 

ist, sein Vermögen und seine Geschäfte unter der Über-

wachung des Konkursverwalters selbst zu verwalten (so 

genannte Eigenverwaltung). Auch im deutschen Recht ist 

eine solche Eigenverwaltung gemäß §§ 270 ff. InsO mög-

lich. Während der Sanierungsperiode dürfen die Gläubiger  

nicht die Erfüllung ihrer einzelnen Ansprüche verlangen und  

keine Sicherheitsleistung in Vollzug setzen, d. h. sie sind an  

der Verwertung von Sicherungsgegenständen gehindert.  

Allerdings soll bei drohenden Schäden bzw. Entwertung  

der Sicherheit ein Antrag bei Gericht auf Verwertung gestellt 

werden können. Ob dies jedoch einen adäquaten Ausgleich 

für die generelle Einschränkung der Verwertungsmöglichkeit  

darstellt, bleibt abzuwarten. Weiterhin kann ein Berechtigter  

sein Aussonderungsrecht während der Sanierungsperiode  

nur nach den vereinbarten Bedingungen in Anspruch neh- 

men. Darüber hinaus ist während der Sanierungsperiode  

eine Gewinnausschüttung an die Gesellschafter des Schuld- 

ners unzulässig. Im Übrigen dürfen die Direktoren, Super- 

visors und die leitenden Manager zum Schutz der Gläubiger 

ihre Anteile am schuldnerischen Unternehmen ohne gericht-

liche Zustimmung nicht auf einen Dritten übertragen. Der  

Entwurf des Sanierungsplans wird vom Konkursverwalter  

oder im Falle der Eigenverwaltung durch den Schuldner  

binnen sechs Monaten nach dem Gerichtsurteil über die 

Sanierung erstellt und dem Gericht und der Gläubigerver-

sammlung vorgelegt. Der Geschäftsplan des Schuldners,  

die Kategorien der Forderungen, ein Angleichungsplan für  

die Forderungen, ein Tilgungsplan sowie die Bestimmung 

einer Durchführungs- und Überwachungsfrist müssen im  

Sanierungsplan enthalten sein. 

Der Entwurf des Sanierungsplans muss mit verschiedenen  

Gläubigergruppen abgestimmt werden. Falls einzelne Gläu- 

bigergruppen dem Sanierungsplan nicht zustimmen, kann 

das Gericht den Sanierungsplan von Amts wegen genehmi-

gen und das Sanierungsverfahren beenden, wenn der Plan 

bestimmte Bedingungen erfüllt (§ 87 des KonkursG 2006).

Anfechtungs- und Aussonderungsrecht sowie 

Aufrechnungsmöglichkeit

	 Im Unterschied zum KonkursG 1986 hat das KonkursG  

2006 dem Konkursverwalter nun ein Anfechtungsrecht  

in Bezug auf bestimmte Rechtsgeschäfte des Schuldners 

gewährt. Innerhalb von einem Jahr vor Annahme des Kon-

kursantrages durch das Gericht kann der Verwalter beim  

Gericht die Aufhebung bestimmter Geschäfte des Schuldners 

beantragen. Zu den anfechtungsfähigen Geschäften zählen:  

Entgeltlose Übertragungen des Schuldnervermögens, Ge- 

schäfte zu ersichtlich unangemessenen Preisen, Sicher- 

heitsgewährungen für Verbindlichkeiten, für die ursprünglich 

keine Sicherheitsleistung eingeräumt war, vorzeitige Erfül-

lung von noch nicht fälligen Verbindlichkeiten und Verzicht 

auf Forderungen. 



12 | 13Newsletter, 4. Quartal 2007

Falls der Schuldner die Zahlung gegenüber individuellen  

Gläubigern beim Vorliegen der Zahlungsunfähigkeit und  

Überschuldung oder des ersichtlichen Mangels an Zahlungs- 

fähigkeit des Schuldners innerhalb von sechs Monaten vor 

Annahme des Konkursantrages durch das Gericht vorge-

nommen hat, ist der Verwalter berechtigt, beim Gericht die 

Aufhebung der individuellen Zahlungen zu beantragen, es 

sei denn, dass die individuellen Zahlungen für das Vermö-

gen des Schuldners vorteilhaft waren. Darüber hinaus sind 

Handlungen und Geschäfte zur Verschleierung und Verlage-

rung von Schuldnervermögen, um die Tilgung der Verbind-

lichkeiten zu umgehen sowie Handlungen zur Vortäuschung 

von angeblichen Verbindlichkeiten sowie deren vermeintliche 

Anerkenntnis nichtig. In diesen Anfechtungs- oder Nichtig-

keitsfällen ist der Konkursverwalter berechtigt, das durch  

diese Geschäfte/Aktivitäten erlangte Vermögen des Schuld-

ners zurückzuverlangen. 

Nach der Annahme des Konkursantrages durch das Gericht 

kann ein Berechtigter seine Gegenstände, die sich beim 

Schuldner befinden, vom Verwalter zurückholen. Falls der  

Verkäufer im Zeitpunkt der Annahme des Konkursantrages 

den Kaufgegenstand bereits versendet oder beim Spediteur 

abgegeben hatte und der Schuldner diesen noch nicht erhal- 

ten und vollständig bezahlt hat, kann der Verkäufer den sich  

unterwegs befindenden Kaufgegenstand zurückholen. Jedoch  

kann der Konkursverwalter die Übereignung des Gegen- 

standes verlangen, wenn er im Gegenzug den Kaufpreis 

zahlt. Generell kommt dem Konkursverwalter bei gegen- 

seitigen, noch nicht vollständig erfüllten Verträgen ein Wahl-

recht dahingehend zu, ob er den Vertrag erfüllen oder seine 

Erfüllung ablehnen möchte. Übt der Konkursverwalter sein 

Wahlrecht nicht binnen zwei Monaten ab der gerichtlichen 

Annahme des Konkursantrags oder trotz Aufforderung durch 

den jeweiligen Vertragspartner nicht innerhalb von 30 Tagen 

aus, wird vermutet, dass der Vertrag aufgehoben werden soll. 

Wie im KonkursG 1986 sieht das neue KonkursG ebenfalls  

eine Aufrechnungsmöglichkeit des Gläubigers vor. Allerdings  

ist die Aufrechnung in den folgenden Fällen nach dem  

neuen KonkursG untersagt:

	 Ein Drittschuldner des Konkursschuldners hat die Forde- 

	 rung des anderen gegen den Konkursschuldner erst nach  

	 der Annahme des Konkursantrages erlangt.

	 Der Konkursschuldner erlangt den Anspruch gegen den  

	 Gläubiger erst, nachdem er bereits Kenntnis von der  

	 Zahlungsunfähigkeit des Konkursschuldners oder der  

	 Stellung des Konkursantrages hatte, es sei denn, der An- 

	 spruch basiert auf Gründen, die bereits länger als ein Jahr  

	 vor dem Konkursantrag vorlagen oder es handelt sich um  

	 einen gesetzlich entstandenen – im Gegensatz zu einem  

	 vertraglich vereinbarten – Anspruch.

	 Ein Drittschuldner des Konkursschuldners erwirbt eine For- 

	 derung gegen den Konkursschuldner, nachdem er bereits  

	 Kenntnis von der Zahlungsunfähigkeit des Konkursschuld- 

	 ners oder der Stellung des Konkursantrages hatte, es sei  

	 denn, die Forderung basiert auf Gründen, die bereits länger  

	 als ein Jahr vor dem Konkursantrag vorlagen oder es  

	 handelt sich um einen gesetzlich entstandenen Anspruch.

Pflichten und Haftung des gesetzlichen Vertreters des 

Konkursunternehmens

	 Das KonkursG 2006 sieht zwar keine Antragspflicht des  

gesetzlichen Vertreters des Konkursunternehmens wie im  

deutschen Recht vor. Der gesetzliche Vertreter des Konkurs- 

unternehmens ist jedoch durch das KonkursG 2006 in  

anderer Weise vielfach verpflichtet. Falls ein Unternehmen  

aufgrund des Verstoßes des Directors, Supervisors oder  

leitenden Managers gegen Treu- und/oder Sorgfaltspflicht  

für insolvent erklärt worden ist, haften diese Personen zivil- 

rechtlich und unter Umständen sogar strafrechtlich. Weitere 

Konsequenz ist, dass sie erst nach einem Ablauf von drei 

Jahren nach Beendigung des Konkursverfahrens wieder als 

Director, Supervisor oder leitender Manager eines anderen 

Unternehmens bestellt/angestellt werden dürfen. Im Zeitraum 

von der Zustellung der Annahmeentscheidung des Konkurs-

antrages durch das Gericht beim Schuldner bis zur Beendi-

gung des Konkursverfahrens ist der gesetzliche Vertreter des 

Konkursunternehmens wie folgt verpflichtet:

	 Sorgfältige Aufbewahrung von Unternehmensvermögen, 

	 -stempeln, -büchern und sonstigen Unterlagen;

	 Verrichtung der Arbeit gemäß den Anforderungen des 

	 Gerichts und des Konkursverwalters und wahrheitsge- 

	 mäße Beantwortung aller vom Gericht und Konkursver- 

	 walter gestellten Anfragen;

	 Teilnahme an der Gläubigerversammlung und wahrheits- 

	 gemäße Beantwortung der Anfragen der Gläubiger;

	 Ohne Einwilligung des Gerichts darf er seinen Wohnsitz 

	 nicht verlassen;
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	 Er darf nicht als Director, Supervisor oder leitender Mana- 

	 ger anderer Unternehmen bestellt/angestellt werden;

	 Falls es durch nichtige Geschäfte/Aktivitäten des Schuld- 

	 ners zu einer Schädigung der Interessen der Gläubiger  

	 gekommen ist, sind der gesetzliche Vertreter und das  

	 hierfür direkt verantwortliche Personal zum Schadenersatz  

	 verpflichtet.

Schutz der Arbeitnehmerinteressen

	 Im KonkursG 2006 werden die Arbeitnehmerinteressen  

im Vergleich zum KonkursG 1986 stärker geschützt. Bei  

der Stellung des Konkursantrages durch den Schuldner muss  

der Schuldner zugleich einen Sozialplan und eine Erklärung 

über die Zahlung des Arbeitsentgeltes und der Sozialver-

sicherungsbeiträge beim Gericht einreichen. Die Forde-

rungen in Bezug auf Arbeitsentgelt, Zuschläge, Basisversi-

cherungsbeträge sowie gesetzliche Abfindungen brauchen 

jedoch nicht angemeldet zu werden. Der Konkursverwalter  

muss diese überprüfen und auflisten. Die Arbeitnehmer  

können ggf. die Korrektur dieser Liste vom Verwalter  

verlangen oder diesbezüglich Klage beim Gericht erheben.  

Ein Arbeitnehmer- oder Gewerkschaftsvertreter muss bei  

der Gläubigerversammlung und bei dem Gläubigerausschuss  

zwingend anwesend sein, um eine gerechte Interessen- 

wahrung zu gewährleisten.

Da viele Unternehmen in China in der Vergangenheit bei  

der Zahlung des Arbeitsentgeltes und der Sozialversiche- 

rungsbeiträge in Verzug geraten sind, müssen seit Inkraft- 

treten des KonkursG 2006 die Forderungen in Bezug  

auf Arbeitsentgelt, Zuschläge, Basisversicherungsbeträge 

sowie gesetzliche Abfindungen, die vor der Verabschiedung 

des KonkursG 2006 entstanden sind, nicht nur vorrangig  

im Vergleich zu Steuerverbindlichkeiten und sonstigen  

Verbindlichkeiten durch die Konkursmasse beglichen wer- 

den. Vielmehr sind diese, falls sie noch nicht vollständig  

erfüllt worden sind, durch die Verwertung von abgesonder- 

ten Gegenständen vorrangig im Vergleich zu den Gläubigern  

mit Absonderungsrecht zu befriedigen. Die Position der 

besicherten Gläubiger ist damit durch das neue KonkursG 

erheblich verschlechtert worden. Allerdings gilt dieses  

„Supervorzugsrecht“ nicht für solche Forderungen, die nach 

der Verabschiedung des KonkursG 2006 entstanden sind. 

Fazit

	 Mit dem neuen Konkursrecht führt China im Vergleich zur 

bisherigen Rechtslage klarere Regelungen für Insolvenzen 

ein. Dies stellt einen weiteren wichtigen Schritt in Richtung 

Rechtssicherheit dar und verbessert die rechtlichen Rah-

menbedingungen für Investitionen im Reich der Mitte. Das 

neue Gesetz weist jedoch auch Lücken und Unklarheiten 

auf, die bereits zu Problemen in der Praxis geführt haben.  

Zu einzelnen Fragestellungen wie der Bestellung und Vergü- 

tung des Konkursverwalters hat der Oberste Volksgerichtshof 

bereits Auslegungsrichtlinien erlassen, und die Ausarbeitung 

umfassender Interpretations- und Anwendungsrichtlinien 

steht bereits auf dem diesjährigen Arbeitsplan des Obersten 

Volksgerichtshofes.
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Goldman Sachs sieht in Indien das Potenzial, bis 2050  

zur drittgrößten Volkswirtschaft der Welt hinter China und  

den USA aufzusteigen. Schon jetzt wächst die indische  

Wirtschaft mit 9 % ähnlich spektakulär wie der gelbe  

Riese aus China. Eine nicht unerhebliche Rolle soll dabei  

die dem Vorbild Chinas entlehnte Errichtung der sog. 

Sonderwirtschaftszonen – Special Economic Zones (SEZ)  

– spielen, die mit steuerlichen Anreizen und niedrigen  

Zöllen ausländische Investoren anlocken sollen. Auch des- 

wegen stiegen im Jahre 2006 die ausländischen Direkt- 

investitionen um 150 % auf 11 Mrd. USD. Trotz einiger  

Widerstände hält die indische Regierung an dem Kon- 

zept der exportbegünstigenden Sonderwirtschaftszonen  

weiter fest. Nach einer etwas längeren Durstrecke wurden  

im Mai 2007 wieder 16 neue Sonderwirtschaftszonen ge- 

nehmigt, wodurch die Anzahl der genehmigten Sonderwirt- 

schaftszonen auf insgesamt 250 angestiegen ist. 

1969 wurde der erste dieser „Freihandelsräume“ in Khan-

dala im westlichen Bundesstaat Gujarat errichtet. Aber erst 

im Jahr 2000 begann die indische Regierung durch umfang-

reiche gesetzliche Maßnahmen, das strukturelle Umfeld für 

exportgetriebene Produktion tatsächlich zu verbessern. So 

entstanden die vom übrigen Tarifgebiet abgegrenzten export-

orientierten Zollenklaven, die für die Zwecke der Regulierung 

der Handelsaktivitäten und der damit im Zusammenhang  

stehenden Erhebung von Steuern, Zöllen und sonstigen  

Abgaben wie ausländisches Territorium behandelt werden. 

Waren und sonstige Rohmaterialien können so zollfrei nach  

Indien importiert und zu Exportzwecken weiterverarbeitet  

werden. Auf Exporterlöse sind bis zu fünfzehn Jahre lang  

keine oder reduzierte Steuern zu entrichten, die ansonsten 

bei über 40 Prozent liegen können. Durch weitere finanzielle 

Anreize und vereinfachte Genehmigungsverfahren („single 

window clearance“) sollen in- wie ausländische Investoren 

angelockt werden, um das notwendige Kapital und Know-

how für Indiens Aufstieg als Exportnation bereitzustellen. 

Rechtliche Rahmenbedingungen

	 Gesetzliche Grundlage für die SEZ sind der Special  

Economic Zone Act 2005 und die Special Economic Zone 

Rules 2006, die auch steuerliche und arbeitsrechtliche As-

pekte der SEZ regeln und somit eine einheitliche gesetzliche 

Grundlage schaffen. 

 

SEZs können in jedem öffentlichen, privaten oder gemischt 

öffentlich-privaten Sektor von der Regierung geschaffen  

werden. Beantragt werden können die SEZs auch von aus- 

ländischen Investoren, sowohl allein als auch in Zusammen- 

arbeit mit einem indischen Kooperationspartner. Anreize,  

insbesondere steuerlicher Art werden sowohl den Unterneh-

men geboten, die die SEZs entwickeln und beantragen, als 

auch den Unternehmen, die sich dort niederlassen wollen. 

 

Es gibt insbesondere zwei verschiedene Typen von SEZ:

	 Eine sogenannte Multi-Product-SEZ kann grundsätzlich  

	 erst ab einer Fläche von 1.000 Hektar genehmigt werden.  

	 Sofern eine verarbeitende Industrie in einer solchen Multi- 

	 Product-SEZ angesiedelt werden soll, muss das geplante  

	 Areal grundsätzlich mindestens 35 % der SEZ ausma- 

	 chen. Ein Beispiel für eine Multi-Product-SEZ ist Mahindra  

	 World City in Chennai, die drei sektorspezifische SEZs für  

	 IT, Bekleidungsindustrie und Automobilzubehör vereint.

	 Eine sektorspezifische SEZ ist bereits ab einer Minimum- 

	 fläche von 100 Hektar möglich, wobei 50 % der verarbei- 

	 tenden Industrie zur Verfügung gestellt werden müssen.  

	 Für SEZs, in denen die Wirtschaftszweige IT, Edelstein-  

	 und Schmuckindustrie und Biotechnologie angesiedelt  

	 sind, beträgt die Minimumfläche nur zehn Hektar. Ein  

	 Beispiel für eine sektorspezifische SEZ ist der Bio-Park  

	 des Serum Institute in Pune.

Wachstumshindernisse

	 Die indischen SEZ leiden insbesondere an der maroden  

Sonderwirtschaftszonen in Indien 
– Wachstumsmotor für die indische 
Volkswirtschaft?

Indien
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Infrastruktur im Umland. Während die diesbezüglichen Ver-

hältnisse in den SEZ selbst teilweise modernen Standards 

genügen, ist es versäumt worden, eine akzeptable Verkehrs-

anbindung an die einzelnen SEZ zu schaffen.  

In China dagegen war man sich der Wichtigkeit einer guten 

Infrastruktur als Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg 

der Sonderwirtschaftszonen frühzeitig bewusst. Während in 

Shenzhen im Süden Chinas ein moderner Flughafen gebaut 

wurde und die Metropolen des Landes mit schnellen Auto-

bahnen verbunden sind, ist man hiervon in Indien bei den 

meisten SEZ noch weit entfernt. Die indische Regierung hat 

zwar erkannt, dass ohne ausgebaute Infrastruktur das wirt-

schaftliche Wachstum ins Stocken geraten wird, doch wird 

das angekündigte Modernisierungsprogramm aufgrund der  

ausufernden Bürokratie und den Widerständen aus der  

Bevölkerung nicht einfach umzusetzen sein.

 

Eine der größten Investitions- und Wachstumsbremsen ist  

nach einhelliger Meinung auch das überregulierte und sehr  

rigide indische Arbeitsrecht. Es gibt mehr als 40 sich teil- 

weise widersprechende Arbeitsgesetze, nicht eingerechnet 

die in den einzelnen Bundesstaaten erlassenen zusätzlichen 

arbeitsrechtlichen Regelungen für Betriebe innerhalb der Zo-

nen. Besonders einschneidend ist in diesem Zusammenhang 

die gesetzliche Vorgabe, dass Arbeitgeber, die mehr als 100 

Arbeitnehmer beschäftigen, einer behördlichen Genehmi-

gung bedürfen, falls sie einen Teil ihres Betriebes schließen 

oder Personal abbauen wollen. Das Genehmigungsverfahren 

kann dabei langwierig und umständlich sein.

 

Solche Bestimmungen schrecken Investoren davon ab, ar- 

beitsintensive Produktionsstätten zu errichten. Im Gesetz- 

gebungsverfahren zur Änderung der SEZ-Gesetze war  

ursprünglich eine Lockerung der arbeitsrechtlichen Rege- 

lungen vorgesehen. So sollten die Bundesstaaten ermächtigt  

werden, flexiblere Arbeitsgesetze einzuführen. Diese Pläne 

konnten im Parlament jedoch nicht durchgesetzt werden, 

womit ein wesentlicher Wettbewerbsnachteil gegenüber  

China und anderen Ländern mit weniger restriktiven Arbeit-

nehmerschutzvorschriften fortbesteht.

 

Innerhalb der indischen Regierung finden zudem Richtungs-

kämpfe statt. Während das indische Handelsministerium zur 

Förderung des Wirtschaftsstandortes Indien Sonderregeln 

innerhalb von SEZ propagiert, streichen die Beamten des  

Finanzministeriums die Nachteile heraus, die für die Haus-

haltskasse Indiens durch die Gewährung von langjährigen  

Steuersubventionen an in- und ausländische Investoren ent- 

stehen werden. Nicht alle Investitionen in den Sonderwirts- 

chaftszonen sind dabei auch wirklich neu. Auf Drängen des 

Finanzministeriums soll der steuerlich motivierte Umzug be-

stehender Unternehmen in SEZ daher unterbunden werden.

Die Forcierung der SEZ hat auch zu sozialen Konflikten inner- 

halb der Bevölkerung geführt, wodurch die anhängigen  

Genehmigungsverfahren zeitweise ausgesetzt wurden. Viele  

Bauern befürchten, dass durch die Ausweitung von SEZ 

wertvolles Agrarland durch die erforderlichen Enteignungen 

vernichtet wird. Südlich von Kalkutta sowie in Westbenga-

len kam es daher bereits zu schweren Ausschreitungen mit 

Toten und Verletzten. Die Regierung kündigte daraufhin an, 

die Entschädigung bei Enteignungen in einem neuen Gesetz 

genauer zu regeln. Dabei geht es den Bauern nicht nur um 

die Höhe der Entschädigung. Die Landenteignung beraubt 

sie ihrer Existenzgrundlage. Die indische Regierung erwartet 

zwar, dass die Errichtung der Sonderwirtschaftszonen bis 

zum Jahr 2011 eine Million neue Arbeitsplätze schaffen wird. 

Angesichts der Bevölkerungszahl Indiens von über einer  

Milliarde wird dies aber nicht ausreichen, um die hohe Ar-

beitslosigkeit in Indien nachhaltig zu verringern. 

Fazit

	 Die Vielzahl neuer SEZ in Indien sollte nicht darüber hin- 

wegtäuschen, dass Indien trotz des wirtschaftlichen Erfolges  

der letzten Jahre noch einen weiten Weg hat, sich als Ex- 

portnation auf dem Weltmarkt zu behaupten. Eine flexible  

Gestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen und die  

Fokussierung auf große, wirtschaftsstarke SEZ mit mehr  

Privatautonomie für die Betreiber der SEZ können jedoch  

tatsächlich zu den erhofften phänomenalen Investitionen in 

Indien beitragen. Bei der Ausweitung der Sonderwirtschafts-

zonen besteht jedoch ein gehöriges Konfliktpotenzial. Szenen 

wie bei den Protesten in Westbengalen können investitions-

willige ausländische Unternehmen nachhaltig abschrecken. 
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Indonesien, mit ca. 220 Mio. Einwohnern und einer Fläche 

von 2 Mio. Quadratkilometern das größte Land Südostasi-

ens, gehört im Hinblick auf wirtschaftliche Attraktivität für aus- 

ländische Investoren im Vergleich mit den anderen Ländern 

der Region zu den Schlusslichtern. Als Ursache für diese  

Situation werden neben der schlechten Infrastruktur, Büro-

kratie und Korruption, die gesetzlich unvorteilhaften Regelun-

gen für ausländische Investoren gesehen. Um einer weiteren 

negativen Entwicklung entgegenzuwirken, hat die Regierung 

nun versucht, mit einem neuen Investitionsrecht das Klima für 

Investitionen zu verbessern und das Land für ausländische 

Investoren wieder attraktiver zu machen.

Fast zwei Jahre dauerte die Beschlussfassung des indone-

sischen Parlaments, bis man sich schließlich Anfang 2007 auf 

eine Regelung einigte. Am 30. März 2007 erfolgte die offizielle 

Verabschiedung des neuen Investitionsgesetzes, welches die 

Aufhebung der bisher bestehenden Regelungen des Foreign 

Investment Law von 1967 und des Domestic Investment Law 

von 1968 zur Folge hat.

Ziel der neuen gesetzlichen Regelungen ist laut indonesischer 

Regierung die grundsätzliche Gleichstellung in- und auslän-

discher Investoren. Ob und inwieweit dies gelungen ist, soll 

im Folgenden genauer untersucht werden. 

1. Gesetzliche Bestimmungen zur Regelung von 

Investitionen in Indonesien

	 Das indonesische Rechtssystem orientiert sich an ge-

schriebenem Recht, das durch das Parlament in Form von 

Gesetzen verabschiedet wird. Hierdurch unterscheidet sich  

Indonesien von seinen Nachbarländern, die überwiegend dem 

an Urteilen ausgerichteten anglo-amerikanischen Rechts- 

system, dem Common Law, folgen.

a) Hauptregelungswerk für ausländische Investitionen stellt 

das neue Investment Law No. 25/2007 selbst dar. Es be-

inhaltet sowohl konkret gefasste Vorschriften ohne Ausle-

gungsspielraum, als auch generelle Regelungen, die einer 

weiteren Gestaltung durch die Regierung bedürfen.

b) Das neue Investitionsgesetz ermächtigt die Regierung,  

eine neue Negative List aufzustellen. Bei der Negative List 

handelt es sich um eine Aufzählung von Beschränkungen 

und Verboten bestimmter Tätigkeiten für ausländische Unter- 

nehmen, um die indonesischen Marktteilnehmer zu schüt-

zen. Teilweise beinhaltet die Negative List komplette Verbote; 

andere Wirtschaftsbereiche sind nur für kleine und mittel-

ständische Unternehmen zugänglich und wieder andere  

Geschäftzweige können nur zusammen mit indonesischen 

Teilhabern ausgeübt werden. Die Verabschiedung einer  

neuen Negative List erfolgte am 3. Juli 2007 durch die Presi-

dential Regulation No. 77/2007.

c) Gemäß Artikel 37 des neuen Investitionsgesetzes bleiben 

außerdem alle bisherigen Gesetze und Verordnungen wirk-

sam, soweit sie nicht mit den neuen Regelungen in Wider-

spruch stehen. Da eine Neuregelung der Gesellschaftsformen 

für ausländische Investoren im Investitionsgesetz nicht getrof-

fen wurde, finden beispielsweise weiterhin die Regelungen 

der Government Regulation von 1994 Anwendung. 

2. Änderungen durch die Neuregelung des 

Investitionsrechtes

a) Gleichbehandlung von in- und ausländische 

Unternehmen

	 Der Grundsatz, dass ausländische Investoren die gleichen 

Anreize wie inländische Investoren erhalten sollen, ist von 

vornherein beschränkt auf bestimmte Konstellationen. Dazu 

gehören Vorhaben, die eine große Anzahl an inländischen 

Arbeitnehmern benötigten, Projekte zur Verbesserung der 

Infrastruktur, Tätigkeiten in Verbindung mit einem Technolo-

gie-Transfer nach Indonesien, neue Industrieformen, Projekte 

in ländlichen Gegenden und Joint Ventures mit kleinen oder 

mittelständischen indonesischen Firmen. 

Indonesien
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Auch führt das neue Investitionsgesetz nicht aus, in welcher 

Form eine Gleichbehandlung in- und ausländischer Investo-

ren erfolgen soll. Es handelt sich lediglich um eine generelle  

Bestimmung, deren Auswirkung auf die aktuelle Situation 

ausländischer Investoren begrenzt ist.

Außerdem gilt für Unternehmensgründungen ausländischer 

Investoren weiterhin Government Regulation No. 20/1994. 

Diese beinhaltet vor allem die beschränkte Auswahlmöglich- 

keit der Unternehmensform, welche einzig das Modell einer 

PMA (Penanaman Modal Asing, vergleichbar mit einer deut-

schen GmbH) im Alleinbesitz oder in Form eines Joint Venture  

mit einer indonesischen Firma zulässt. Bestehen bleibt auch die  

Regelung, wonach Gesellschaften mit 100 % ausländischer 

Beteiligung innerhalb eines Zeitraumes von 15 Jahren mindes- 

tens 5 % der Anteile an indonesische Unternehmen übertragen  

müssen. Zusätzlich zu berücksichtigen sind die Beschrän-

kungen der Negative List, die für zahlreiche Geschäftszweige 

eine höhere Beteiligung lokaler Shareholder vorschreibt.

Der aufgestellte Grundsatz einer Gleichbehandlung auslän-

discher Investoren verspricht vor diesem Hintergrund mehr, 

als er in der Realität hält.

b) Einrichtung einer zentralen Behörde für

Investitionsgenehmigungen

	 Die Entwicklungsbehörde BKPM soll künftig als einzige 

Anlaufstelle für Investoren dienen, um das Genehmigungs-

verfahren für Investitionen zu vereinfachen und zu beschleu-

nigen. Die Bearbeitungszeit soll dadurch von bisher 90 Tagen 

auf 30 Tage reduziert werden. Um jedoch die weiterhin be-

stehenden regionalen und nationalen Zuständigkeiten nicht 

zu unterlaufen, sind die betroffenen Ministerien und Behörden 

von der BKPM in das Genehmigungsverfahren einzubinden.

Die Konzentration auf eine Anlaufstelle wird das Genehmi-

gungsverfahren zwar insofern vereinfachen, als dass Unklar-

heiten über die Zuständigkeiten beseitigt wurden. Es bleibt 

aber abzuwarten, wie das Zusammenwirken mit den bisher 

zuständigen Stellen in der Praxis funktioniert und ob sich eine 

Genehmigungserteilung durch die neuen Vorgaben tatsäch-

lich einfacher gestaltet.

c) Veränderung der Regelungen für ausländische 

Arbeitnehmer

	 Eine Anstellung ausländischer Arbeitnehmer in Indonesien 

ist nach den bisherigen Regelungen auf Positionen im Mana- 

gement und auf technischer Ebene beschränkt. Zudem muss  

bei einer Einstellung der Nachweis erfolgen, dass keine indo- 

nesischen Arbeitnehmer diese Tätigkeit übernehmen könnten. 

Dieser Grundsatz wurde auch durch das neue Investitions-

recht nicht verändert.

Veränderungen erfolgten aber im Hinblick auf die Dauer der 

zu erteilenden Arbeitserlaubnis. Nach bisherigem Recht er-

hielten ausländische Arbeitnehmer eine Arbeitserlaubnis für 

einen Zeitraum von höchstens zwölf Monaten. Durch das 

neue Investitionsrecht ist dieser Zeitraum auf zwei Jahre aus-

gedehnt worden. Nach einer erneuten Erteilung für weitere 

zwei Jahre kann die Aufenthaltserlaubnis nach vier Jahren 

dauerhaft erteilt werden. 

d) Verlängerung der Nutzungsdauer von 

Immobilienrechten

	 In Indonesien besteht für ausländische Investoren lediglich 

die Möglichkeit des Erwerbs eines zeitlich begrenzten Nut-

zungsrechtes an Grundstücken. An diesem Grundsatz hat 

sich auch durch das neue Investitionsgesetz nichts geändert, 

allerdings haben sich die Zeiträume deutlich verlängert.

Die Rechte konnten von der Entwicklungsbehörde BKPM 

(Badan Koordinasi Penanaman Modal) bisher für einen Zeit-

raum von 25 – 35 Jahren gewährt werden. Zudem bestand 

eine Verlängerungsmöglichkeit von weiteren 20 – 25 Jahren. 

Das neue Investitionsrecht verlängert die Gültigkeitsdauer 

der Rechte nun auf einen Zeitraum von 45 – 60 Jahren mit 

einer Verlängerungsmöglichkeit um weitere 25 – 35 Jahre.  

Die Verlängerung der Nutzungsrechte ist in der indonesischen 

Öffentlichkeit sehr kritisch betrachtet worden, da man eine 

wachsende Dominanz ausländischer Investoren fürchtet. 

Für Investoren, die beispielsweise in der Palmöl-Produktion 

tätig sind, stellte jedoch die bisherige kurze Nutzungsdauer 

häufig ein Problem dar, da die Flächen oft erst über einen län-

geren Zeitraum rentabel genutzt werden konnten. Die Verlän-

gerung der Nutzungsrechte gibt somit möglicherweise den 

erforderlichen Anreiz für weitere Investitionen in diesem und 

anderen Sektoren und ist daher eine echte Verbesserung.

e) Umgestaltung sich überschneidender nationaler und 

regionaler Gesetze

	 Weiterhin verbietet das neue Investitionsrecht eine Über-

schneidung von regionalen und nationalen Gesetzen. Wäh-

rend der Asien-Krise 1997 wurden insbesondere im Bereich-

der Steuergesetzgebung auf regionaler Ebene neue Gesetze 

geschaffen, die sich zum großen Teil mit nationalen Gesetzen 
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überschnitten und zu einer doppelten Zahlungsverpflichtung 

des ausländischen Unternehmers führten. Das neue Investi-

tionsrecht stellt nun klar, dass eine weitere Überschneidung 

von Gesetzen und eine sich hieraus ergebende doppelte  

Besteuerung von Unternehmen untersagt ist.

Auch hierbei handelt es sich aber nur um eine grundsätzliche 

Regelung, deren tatsächliche Umsetzung abzuwarten ist.

f) Weitere Bestimmungen des neuen Investitionsrechts

	 Der bereits im Foreign Investment Law von 1967 vorhan-

dene Schutz vor Zwangsenteignungen wurde in seiner Form 

beibehalten. In den neuen Regelungen zum Investitionsrecht 

wird zusätzlich geregelt, dass künftig Konflikte zwischen der 

indonesischen Regierung und dem betroffenen Unternehmen  

schiedsgerichtlich geklärt werden können. Hiermit soll dem 

Unternehmen eine Absicherung vor ungerechtfertigter Be-

handlung durch die indonesische Regierung gegeben werden. 

3. Änderungen durch die Neuregelung der 

Negative List

	 Das neue Investitionsgesetz sieht eine Neufassung der  

bisher bestehenden Negative List vor. Die neue Liste wurde  

am 3. Juli 2007 durch die Presidential Regulation No. 77/2007 

erlassen. Sie enthält Einschränkungen für ausländische In-

vestitionen.

Im Unterschied zur bisherigen Negative List mit 83 Bereichen 

erfolgt eine Aufteilung der Wirtschaftsbereiche durch die neue 

Negative List in 338 Sektoren. Hiermit soll mehr Transparenz 

in die für Investoren gesperrten Bereiche gebracht werden. 

Die aufgeführten Beschränkungen gelten für die Gründung 

neuer Gesellschaften sowie für Investitionen in bereits beste-

hende Unternehmen. Eine Rückwirkung entfaltet die neue 

Negativ List jedoch nicht, so dass bereits vor Inkrafttreten der 

neuen Liste genehmigte Investitionen, Gesellschafterverhält-

nisse etc. nicht angepasst werden müssen.

Die Umgestaltung der Negative List führt zu einer weiteren 

Öffnung des Marktes in 69 bisher nicht zugänglichen Be- 

reichen, zusätzlich jedoch auch zu einer Einschränkung der 

Investitionsmöglichkeiten in 11 Bereichen.

Der Großteil der Einschränkungen für ausländisches In- 

vestment erfolgt in Form einer Festlegung der zulässigen 

Höchstbeteiligung an einem Unternehmen. Gerade in die-

sem Bereich kommt es zu wesentlichen Änderungen durch 

die neue Negative List. Als besonders vorteilhaft wird die  

Öffnung des Marktes im Gesundheitswesen eingestuft, in 

dem bis zu 65% der Anteile einer Gesellschaft erworben wer-

den dürfen. Auch im Ausbildungsbereich erfolgt eine Öffnung 

des Marktes, jedoch lediglich für Beteiligungen bis zu 49 %. 

In anderen Bereichen führt die neue Negative List zu einer 

Einschränkung der bisherigen Investitionsmöglichkeiten. So  

verringert sich der zugelassene Anteilsbesitz ausländischer 

Unternehmen in der Telekommunikationsbranche für Funk-

netzanbieter von 95 auf 65 % und für Festnetzbetreiber von 

95 auf 49 %. Im Versicherungssektor erfolgt eine Begrenzung 

der zulässigen ausländischen Beteiligung auf 80 %.

Verschiedene Investitionsfelder, unter anderem der Betrieb 

von Casinos, Museen, Radio- und Fernsehstationen, sowie 

die Herstellung gewisser Chemikalien, sind weiterhin kom-

plett unzugänglich für ausländische Investoren.

4. Fazit

	 Die Neuregelungen zum Investitionsrecht stellen einen 

Versuch Indonesiens dar, sich für zukünftige Investitionen in-

teressanter zu machen. Die Änderungen führen durchaus zu 

Verbesserungen, vor allem im steuerlichen Bereich und bei 

der Aufenthaltserlaubnis für Ausländer. Wesentliche Hinder-

nisse, insbesondere die umfangreiche Negative List, bleiben 

jedoch bestehen. 

Auch wenn die Regelungen hinter manchen Erwartungen 

zurück bleiben, sind sie bei Investoren überwiegend positiv 

aufgenommen worden. Das neue Investitionsrecht ist ein 

erster Schritt hin zu einem investitionsfreundlicheren Klima in 

Indonesien. Für seinen Erfolg wird allerdings die praktische 

Umsetzung maßgeblich sein. Ob die jetzige Regierung mit 

Blick auf die im Jahr 2009 abzuhaltenden Wahlen die Kraft  

zu weiteren Schritten aufbringt, um andere Investitionshemm-

nisse wie die schlechte Infrastruktur oder die mit Korruption 

gepaarte überbordende Bürokratie anzugehen, wird sich  

zeigen müssen.
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Zeitraum bis Ende Dezember 2008 von der russischen  

Wettbewerbskomission beschlossen. Nach dem Konzept sind  

folgende wesentliche Veränderungen vorgesehen, die zu ei-

ner Verbesserung der Corporate Governance führen sollen: 

	 die geschlossene AG (Closed Joint Stock Company) wird  

	 abgeschafft;

	 für alle Rechtsstreitigkeiten zwischen Anteilseignern und  

	 dem Unternehmen werden Schiedsgerichte zuständig sein; 

	 zuständig wird das Schiedsgericht am Sitz des Unter- 

	 nehmens sein wo auch der Schiedsspruch vollzogen  

	 werden soll.

Das Gesetz über Aktiengesellschaften von 1995 wurde mit 

dem Gesetz „Über die Änderungen im Gesetz über Aktien- 

gesellschaften und andere rechtliche Bestimmungen der  

Russischen Föderation“ vom 5. Januar 2006, das am 1. Juli  

2006 in Kraft treten soll, wesentlich geändert. Die Neure- 

gelungen sind in einem neuen Abschnitt (Abschnitt XI. 1,  

Artikel 84.1 – 84.10 des Gesetzes über Aktiengesell- 

schaften) enthalten und betreffen u. a. Eintragungen in das 

Aktionärsregister und die Haftung des Vorstandes und 

des Aufsichtsrates gegenüber der Gesellschaft und den  

Aktionären. Neu und ausführlicher geregelt ist das Verfahren 

bei der Übernahme von mehr als 30 % der stimmberech- 

tigten Aktien einer offenen AG. Grundlage für eine solche  

Übernahme ist ein sog. freiwilliges Angebot des Überneh- 

menden. Nach der Übernahme muss der Aktieninhaber auch  

den übrigen Aktionären den Kauf ihrer Aktien und in Aktien  

konvertierbare Wertpapiere anbieten (sog. obligatorisches  

Angebot). Ein öffentliches Übernahmeangebot muss von der  

mehr als 30 % der Aktien übernehmenden Person inner- 

halb von 35 Tagen nach dem Überschreiten der 30 % Schwelle  

abgegeben werden, was nicht einfach ist, denn die for- 

mellen Anforderungen an ein solches öffentliches Über- 

nahmeangebot sind relativ hoch. Hält eine Person im  

Ergebnis mehr als 95 % der Aktien einer Gesellschaft  

(als Ergebnis vom freiwilligen oder obligatorischen Ange-

III. Corporate-Governance-Reform in Russland

Als „Corporate Governance“ werden Regelungen, die die  

Kompetenzen, Kommunikation und Kontrolle von Entschei- 

dungsträgern börsennotierter Unternehmen regeln, be- 

zeichnet. Länderübergreifend hat die OECD im Jahre 1999  

Leitlinien für Corporate Governance vorgestellt, die die inter- 

national als besonders wichtig erkannten Themengebiete  

von Corporate Governance behandeln, insbesondere den 

Schutz der Aktionärsrechte, die Gleichbehandlung der Ak-

tionäre sowie die Transparenz- und Offenlegungsregelungen 

für Unternehmen.

Gerade bei Investitionen in Ländern mit sich entwickelnden  

Volkswirtschaften (Emerging Markets) besteht ein höheres  

Investitionsrisiko aufgrund politischer und volkswirtschaft-

licher Rahmenbedingungen, das durch teilweise unzurei-

chende Corporate Governance auf Unternehmensebene 

noch weiter erhöht wird und Investoren dazu veranlasst,  

zusätzliche Bewertungsabschläge im Vergleich zu anderen 

z. B. westlichen Unternehmen vorzunehmen.

Das bisher mangelhafte Corporate-Governance-Umfeld in  

Russland schreckt sehr oft Investoren ab. Die Probleme 

ausländischer Investoren mit der Corporate Governance in 

russischen Unternehmen resultieren aber weniger aus einer 

unzureichenden Gesetzgebung als aus der wirtschaftlichen 

Realität in der Beziehung zwischen Unternehmen und ihren 

Aktionären. Die rechtlichen Rahmenbedingungen der Cor-

porate Governance in Russland werden vor allem durch 

das Gesetz über Aktiengesellschaften vom 29. Dezember 

1995, das Gesetz zur Regelung der Wertpapiermärkte vom  

22. April 1996 und das Gesetz über den Schutz der Rechte 

und legitimen Interessen der Investoren auf dem Wertpapier-

markt vom 5. März 1999 gebildet.

Im Hinblick auf den russischen Kapitalmarkt hat die Dis- 

kussion über Corporate Governance in den letzten Jahren  

erheblich an Dynamik gewonnen. Als Ergebnis von ver- 

schiedenen Initiativen wurde am 10. Februar 2006 das  

Konzept von der Corporate Governance Reform für den  

Russland
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bot), so haben die verbliebenen Minderheitsaktionäre einen  

Anspruch darauf, dass der Hauptaktionär den Minderheits- 

aktionären den Kauf ihrer Aktien zu einem fairen Preis  

abkauft. Der Hauptaktionär hat aber im Gegenzug auch  

einen Anspruch darauf, den Minderheitsaktionären die  

Aktien abzukaufen (sogenannte Squeeze Out). Der Preis,  

der den Minderheitsaktionären bei einem Squeeze Out  

bezahlt wird, soll ebenfalls fair gemessen am Unterneh- 

menswert sein. Hierzu bestimmt das Gesetz, dass der Preis 

durch einen unabhängigen Gutachter, der auch über eine 

entsprechende Berufshaftpflichtversicherung verfügt, be-

stimmt wird. Momentan ist die Haftung von unabhängigen 

Gutachtern im Gesetz „Über die Bewertungstätigkeit in der 

Russischen Föderation“ geregelt. Allerdings enthält das  

„Änderungsgesetz“ auch den neuen Artikel – Art. 16.1,  

Haftung eines unabhängigen Gutachters – zu diesem  

Gesetz, das auch am 1. Juli 2006 in Kraft treten soll.  

Das Gesetz „Über die Bewertungstätigkeit in der RF“ wird 

ungültig ab dem Moment, wenn das neue, noch nicht  

verabschiedete Gesetz mit Bestimmungen über die Be- 

rufshaftpflichtversicherung des Gutachters in Kraft tritt.  

Ein Verstoß gegen die aktienrechtlichen Vorschriften wird  

als eine Ordnungswidrigkeit eingestuft und ist mit Geld- 

strafen bedroht.
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Das 1991 gegründete Singapore International Arbitration  

Centre („SIAC“), das zu einem der führenden Schiedsinstitute 

in Asien zählt, hat kürzlich ein neues Regelwerk, die SIAC 

Rules 2007 (3. Auflage), verabschiedet.

Die neuen Regelungen sind am 1. Juli 2007 in Kraft getreten. 

Sie ersetzen sowohl die SIAC Rules (2. Auflage, 22. Oktober 

1997) („1997 Rules“) als auch die SIAC Domestic Arbitra-

tion Rules (2. Auflage, 1. September 2002). Die SIAC Rules  

2007 sind in Englisch und in Deutsch, als bisher einziger 

Fremdsprache, verfügbar. Die deutsche Version kann unter 

www.siac.org.sg/rules-siac-de.htm eingesehen werden.

Der Artikel soll einen kurzen Überblick über folgende bedeu-

tende Änderungen vermitteln, die durch die Einführung der 

SIAC Rules 2007 bewirkt wurden:

	 Benennung der Schiedsrichter;

	 Gebühren des Schiedsgerichts;

	 Einführung eines Memorandum of Issues;

	 Erweiterte Kontrolle der SIAC über Verfahrensführung und 

	 Entscheidung.

Anzahl, Besetzung und Bestätigung der Schiedsrichter

	 Sofern keine besonderen Regelungen von den Parteien 

getroffen worden sind, kann das SIAC nunmehr, je nach 

Komplexität der Sache, Streitwert und anderer relevanter 

Umstände, einen Einzelschiedsrichter oder ein sog. Dreier-

schiedsgericht bestehend aus drei Schiedsrichtern berufen. 

Zuvor war nur die Bestimmung eines Einzelschiedsrichters 

durch das SIAC möglich, wenn die Parteien keine Aussage 

zur Anzahl der Schiedsrichter getroffen hatten. (Regel 5.1) 

Alle Schiedsrichter sind von dem Vorsitzenden des SIAC 

nach den Regularien zu bestätigen. Die Bedingungen der 

Schiedsrichterbestellung werden vom Registrar festgelegt. 

(Regel 5.3 – 5.5)

Das Erfordernis der Bestätigung des Schiedsrichters durch 

das SIAC soll verhindern, dass Schiedsrichter durch unko-

operatives Verhalten das Verfahren vor dem SIAC verzögern. 

Das SIAC kann auf diese Weise sicherstellen, dass aus-

schließlich Schiedsrichter bestellt werden, die dem Regel-

buch und der üblichen Praxis des SIAC folgen.

Gebühren des Schiedsgerichts

	 Die Gebühren des Schiedsgerichts werden vom Registrar 

entsprechend dem Gebührenverzeichnis und dem Stadium 

des Verfahrens festgelegt. (Regel 26.1 und 30.1) Das der-

zeitige Gebührenverzeichnis bestimmt die Gebühren an-

hand des Streitwerts des Verfahrens und nicht anhand der  

Stundensätze der Schiedsrichter.

Bei außergewöhnlichen Umständen, wie beispielsweise  

besonders langwierige Verhandlungen, hat das SIAC jedoch 

die Möglichkeit, eine zusätzliche Gebühr zu den im Gebühren-

verzeichnis genannten Gebühren zu gestatten. (Regel 30.1) 

Die Parteien können durch diese Regelung einen wesent-

lichen Teil der Kosten besser abschätzen. Außerdem ist auf 

diese Weise gewährleistet, dass alle Schiedsrichter die glei-

che Vergütung erhalten.

Memorandum of Issues

	 Die SIAC Rules 2007 führen die Erstellung eines so ge-

nannten Schiedsauftrages (Memorandum of Issues), in dem 

die vom Schiedsgericht im Rahmen des Schiedsverfahrens 

zu entscheidenden streitigen Fragen bestimmt sind, zu einem 

verhältnismäßig frühen Verfahrenszeitpunkt ein.

Das Schiedsgericht hat das Memorandum of Issues aufgrund 

der schriftlichen Erklärungen der Parteien und in Abstimmung 

mit den Parteien zu erstellen. (Klausel 17) Das Memorandum 

Singapur
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of Issues ist von den Parteien und vom Schiedsgericht zu 

unterzeichnen. Fehlen die erforderlichen Unterschriften muss 

das Memorandum of Issues vom Registrar genehmigt werden.

Das Memorandum of Issues ist dem nach den Schiedsge-

richtsregelungen der International Chamber of Commerce 

(ICC) erforderlichen Schiedsauftrag („Terms of Reference“) 

sehr ähnlich.

SIAC verstärkt Kontrolle über die Verfahrensführung

	 Einer der Vorteile der neuen SIAC Rules 2007 besteht darin,  

dass wesentliche Aufgaben des Schiedsgerichts einem nun-

mehr festgesetzten Zeitrahmen unterliegen, zum Beispiel: 

	 Fertigstellung des Memorandum of Issues (innerhalb von  

	 45 Tagen ab Eingang der Stellungnahmen der Parteien); 

	 Vorlage des Entscheidungsentwurfs (innerhalb von 45  

	 Tagen nach Ende der Verhandlung);

	 Korrektur des Schiedsspruchs (innerhalb von 30 Tagen  

	 nach Vorlage des Entwurfs);

	 Erstellung zusätzlicher Schiedssprüche (innerhalb von  

	 45 Tagen nach der entsprechenden Anfrage);

	 Die Durchsetzung dieser Fristen wird erheblich zur zügi- 

	 gen Durchführung des Verfahrens und Entscheidungs- 

	 findung beitragen;

	 Um die Effizienz des Verfahrens zu erhöhen, sehen die  

	 SIAC Rules 2007 nunmehr auch vor, dass Fristver- 

	 längerungen durch das SIAC gewährt werden können.  

	 Dadurch werden einseitige Fristverlängerungen durch das  

	 Schiedsgericht verhindert und die Möglichkeit von ver- 

	 zögerten Verfahren reduziert.

	 Die SIAC Rules 2007 ermöglichen ebenfalls die Über- 

	 prüfung eines Schiedsspruches durch das SIAC bevor  

	 er durch das Schiedsgericht gefällt wird. Das SIAC hat  

	 somit die Möglichkeit sicherzustellen, dass der Schieds- 

	 spruch in der korrekten Form ergeht. Außerdem kann  

	 das SIAC auf diese Weise das Schiedsgericht auf 

 	 wesentliche Punkte aufmerksam machen. Das SIAC  

	 will jedoch nicht die Entscheidung des Schiedsge- 

	 richts selbst beeinflussen. Die Regelung soll lediglich die  

	 Möglichkeiten einer erfolgreichen Anfechtung des Schieds- 

	 spruches aus formellen Gründen minimieren.

Ausblick

	 Die neuen SIAC Rules 2007 verdeutlichen einmal mehr 

das Bemühen des SIAC, sein Regelstatut durch Überprüfung 

und Anpassung auf dem aktuellen Stand zu halten. Durch die 

Neuregelungen hat das SIAC verbesserte Möglichkeiten, die 

Parteien effektiv bei der Bestimmung der Schiedsrichter zu 

unterstützen, finanzielle und andere Aspekte zu steuern und 

einen reibungslosen Ablauf des Verfahrens zu gewährleisten. 

Die Änderungen werden die Stellung des SIAC als einem  

der führenden Schiedsinstitute Asiens weiter festigen.
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Mit Änderungsgesetz vom 4. April 2007 wurde die erst im 

Jahr 2006 eingeführte und seitdem in § 21a des tschechi-

schen Buchhaltungsgesetzes normierte Pflicht von Handels-

gesellschaften zur Veröffentlichung von Jahresabschlüssen 

im tschechischen Handelsblatt abgeschafft. Diese Pflicht war 

zuvor eingeführt worden, um den Zugang der Öffentlichkeit 

zu Informationen über die Handelsgesellschaften zu erwei-

tern. Bei Einführung dieser Pflicht hatte der Gesetzgeber  

allerdings unberücksichtigt gelassen, dass Jahresabschlüsse  

ohnehin schon im elektronischen Handelsregister veröffent-

licht werden und dadurch Dritte unproblematisch in der  

Lage sind, die benötigten Informationen auf elektronischem 

Wege abzurufen. 

Die deshalb weithin als unpraktisch und überflüssig ange-

sehene Pflicht zur Veröffentlichung von Jahresabschlüssen 

im Handelsblatt wurde nunmehr gestrichen. Im Folgenden 

wird die nach der neuerlichen Änderung geltende Rechtslage  

hinsichtlich der Aufstellung und Veröffentlichung von Jahres-

abschlüssen kurz zusammengefasst.

Aufstellung von Jahresabschluss und Jahresbericht

	 Handelsgesellschaften haben zum letzten Tag des Ge-

schäftsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, bestehend  

aus Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung. Sofern in dem 

fraglichen Geschäftsjahr weitere Bedingungen erfüllt sind, ist  

der Jahresabschluss darüber hinaus von einem Wirtschafts-

prüfer zu prüfen und ein so genannter Jahresbericht zu er-

stellen. Bei der tschechischen Aktiengesellschaft („a.s.“) 

treten die Pflicht zur Erstellung eines Jahresberichts und die 

Pflicht zur Überprüfung des Jahresabschlusses durch einen 

Wirtschaftsprüfer bereits bei Erreichen von einer der drei  

folgenden Bedingungen ein, während bei sämtlichen ande-

ren Gesellschaftsformen mindestens zwei der folgenden  

Bedingungen erfüllt sein müssen:

	 die Aktiva der Gesellschaft überschreiten 40 Mio. CZK;

	 der jährliche Nettoumsatz der Gesellschaft überschreitet 

	 80 Mio. CZK;

	 die durchschnittliche Anzahl der Angestellten der Gesell- 

	 schaft liegt über 50.

Sofern die Gesellschaft als Konzernunternehmen einzustu- 

fen ist, ist darüber hinaus grundsätzlich ein so genannter 

Bericht über die Beziehungen zu verbundenen Unterneh-

men, d. h. ein Bericht über die Stellung der Gesellschaft im 

Konzern, zu erstellen. Diese Pflicht entfällt, sofern zwischen 

herrschendem und abhängigem Unternehmen ein Beherr-

schungsvertrag besteht. Der Bericht über die Beziehungen 

der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen ist dem 

Jahresbericht beizufügen, falls der Jahresbericht nach den 

einschlägigen Rechtsvorschriften zu erstellen ist. Die Ge- 

sellschafterversammlung hat den Jahresabschluss sowie  

gegebenenfalls den Jahresbericht zu genehmigen.

Hinterlegung des Jahresabschlusses beim 

Handelsregister

	 Der Jahresabschluss ist binnen 30 Tagen nach der  

Erteilung des Testates durch den Wirtschaftsprüfer (soweit  

erforderlich) und seiner Genehmigung durch die Gesell-

schafterversammlung zusammen mit dem Prüfungsbericht 

des Abschlussprüfers (soweit erforderlich) in die so genannte 

Urkundensammlung beim für die Gesellschaft zuständigen 

Handelsregister zu hinterlegen. Beim zuständigen Register-

gericht sind diesbezüglich außer den oben genannten Urkun-

den noch folgende Dokumente zu hinterlegen:

	 der Jahresbericht (soweit erforderlich);

	 der Bericht über die Beziehungen zu verbundenen Unter-	

	 nehmen (soweit erforderlich);
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	 der Entwurf und die Endfassung der Gewinn- bzw. Verlust- 

	 verteilung, sofern diese Informationen nicht Teil des  

	 Jahresabschlusses sind.

 

Gemäß der Verordnung über die Digitalisierung des Han-

delsregisters sind die Dokumente digitalisiert im Pdf-Format 

vorzulegen, um sie auf dem zentralen Internetportal der Han-

delsregister unter www.justice.cz veröffentlichen zu können. 

Nach der jetzt erfolgten Gesetzesänderung nicht mehr er-

forderlich ist hingegen die Veröffentlichung des Jahres-

abschlusses im Handelsblatt. Dies gilt nicht nur für die 

Jahresabschlüsse ab dem Jahr 2007, sondern auch für 

Jahresabschlüsse aus den vorherigen Jahren, sofern diese  

– aus welchen Gründen auch immer – bisher nicht im  

Handelsblatt veröffentlicht worden sind. 

Sanktionierung bei Missachtung der Pflicht 

zur Hinterlegung

	 Die Aufsicht und die Sanktionierung einer Nichterfüllung 

der Veröffentlichungspflichten ist Aufgabe der zuständigen 

Finanzämter. Im Falle der Nichtbeachtung der Veröffentli-

chungspflicht kann der Gesellschaft eine bemerkenswert 

hohe Geldstrafe in Höhe von bis zu 3 % der Gesamtaktiva 

der Gesellschaft auferlegt werden. Bei der Festsetzung der 

Höhe der Strafe hat das zuständige Finanzamt die Schwere  

und die eventuellen Folgen des Verstoßes sowie die Um-

stände des rechtswidrigen Verhaltens der Gesellschaft zu  

berücksichtigen. Die Verfolgungsverjährung tritt nach einer 

Frist von einem Jahr nach Kenntniserlangung des zuständi-

gen Finanzamtes von der Verletzung der Veröffentlichungs-

pflicht ein, spätestens jedoch drei Jahre, nachdem die Tat 

begangen wurde.    

Denkbar sind auch zivilrechtliche Schadensersatzansprüche 

von Dritten gegen die Gesellschaft, sofern durch die Nicht-

erfüllung der Veröffentlichungspflicht bei Dritten ein Schaden 

verursacht wurde; der Dritte trägt für das Vorliegen eines 

Schadensersatzanspruchs die Beweislast.

Darüber hinaus kommt theoretisch auch eine strafrechtliche 

Verantwortlichkeit der Organe der Gesellschaft in Betracht, 

da die Missachtung der Veröffentlichungspflicht den Tat-

bestand des § 125 Abs. 2 Ziff. 3 des tschechischen Straf-

gesetzbuchs erfüllen kann. Dazu ist allerdings vorsätzliches 

Handeln erforderlich.

Fazit

	 Die erfolgte Gesetzesänderung bringt eine administra-

tive Erleichterung und Kostenersparnis für die Unternehmen 

mit sich. Die Interessen der Öffentlichkeit auf Einsicht in die  

Jahresabschlüsse der Unternehmen werden durch die  

Änderung nicht berührt, da sämtliche bisher im Handels- 

blatt veröffentlichten Informationen weiterhin elektronisch 

über das Internetportal der Handelsregister abgerufen  

werden können. Die Änderung ist daher uneingeschränkt  

zu begrüßen.
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